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Zusammenfassung 
Das Nationale Begleitgremium (NBG) des deutschen Standortauswahlverfahrens für hoch-
radioaktive Abfälle erteilte den Auftrag, Hinweise für mögliche Verbesserungen vor allem im 
Bereich der Öffentlichkeitsbeteiligung und der Transparenz für die nächsten Schritte in 
Phase 1 zu geben. Der Review sollte sich auf den Zwischenbericht der Bundesgesellschaft 
für Endlagerung (BGE) und die Fachkonferenz Teilgebiete (FKT) konzentrieren, dies unter 
Beachtung aller fünf Prinzipien des Standortauswahlgesetzes (StandAG): partizipativ, wis-
senschaftsbasiert, transparent, selbsthinterfragend und lernend. 

Ein wunder Punkt des laufenden Verfahrens ist eine Beteiligungslücke zwischen Schritt 1 
von Phase 1 und Phase 2. Zur Begleitung des Vorhabenträgers BGE, in Schritt 2 mögliche 
Standortregionen zu identifizieren, fehlt ein Beteiligungsformat, das das Vakuum zwischen 
FKT auf Bundesebene und den später zu gründenden Regionalkonferenzen je Standort-
region (mit der dazugehörigen Fachkonferenz Rat der Regionen) auffüllt. Der Idee der FKT 
eines „Fachforums“ stellte das verfahrensleitende Bundesamt für die Sicherheit der nukle-
aren Entsorgung (BASE) eine „Prozessgestaltungsgruppe“ mit einem neuen Beteiligungs-
format, „Feedback-Forum“ genannt, zur fachlichen Begleitung der BGE gegenüber. Der Ver-
fasser seinerseits argumentiert, dass mit der tatsächlich erfolgten Beteiligung besonders der 
FKT ein Wissens-und Erfahrungsschatz aufgebaut worden ist, den es zu pflegen und auszu-
bauen gilt. Denn mit der FKT ist nicht nur ein „Beteiligungsinstrument“ (BASE) geschaffen 
worden, sondern es ist eine pluralistische multiperspektivische Kompetenzbasis „von unten“ 
entstanden, die neben den BGE-und weiteren Expertenberichten Grundlage für Facher-
kenntnisse und Prozesssicherheit sein kann. Damit wird dem obersten Prinzip des Gesetzes 
zur Suche des „bestmöglichen Standortes“ (sicherheitsgerichtet) Nachachtung verschafft. 

Das StandAG sieht die Auflösung der FKT vor, das ist zu akzeptieren. Doch sie kann als 
selbst und mithilfe von BGE und BASE entstandene bundesweite Fachöffentlichkeit ein (feh-
lendes) Bindeglied der Beteiligungslücke nach Phase 1 Schritt 1 (Ebene Bund) zur Phase 2 
(Ebene Regionen) schaffen, dies zusätzlich zum Managementwerkzeug „Prozessgestal-
tungsgruppe“ des BASE. 

Es wird vorgeschlagen, die Beteiligung der Öffentlichkeit(en) durch das NBG und ihren Parti-
zipationsbeauftragten begleiten zu lassen – „führen“ wäre ein zu einschränkender Begriff, 
wenn das Konzept der Eigenverantwortlichkeit und Selbstorganisation glaubhaft weiterver-
folgt werden soll. Die „Prozessgestaltungsgruppe“ obliegt dem BASE als Verfahrensleitung. 
Da bekanntlich das Unternehmen der Entsorgung radioaktiver Abfälle mit dem Standortent-
scheid nicht endet, sondern eigentlich erst wirklich beginnt, ist die Schaffung eines „Zukunfts-
rats“, beispielsweise durch den Bundestag, zu überlegen, der „über“ den Dingen – und der 
Tagespolitik – stünde, umso mehr als die löbliche „Gründung eines Rates der jungen Gene-
ration“ (FKT) erst ein zaghafter kleiner Schritt ist zur langfristigen gesellschaftlichen Einbet-
tung der großen Aufgabe, vor der alle stehen. 
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Summary 
Public involvement in the participatory void after Step 1 – certainly and safely! An 
external view and some recommendations on Step 2 in Phase 1 of the (ongoing German) 
site-selection procedure for repositories of high-level radioactive waste 

The National Citizens’ Oversight Committee NBG of the German site-selection procedure for 
high-level radioactive waste mandated the author to provide suggestions for possible im-
provements particularly regarding public involvement and transparency of the steps to come 
in Phase 1 of the ongoing procedure. The review ought to focus on the Interim Report of the 
proponent, the Federal Company for Radioactive Waste Disposal BGE, and the Zones Sym-
posia of the Technical Conference on (Partial) Zones FKT, in consideration of all five prin-
ciples of the Repository Site Selection Act, StandAG, namely participative, science-based, 
transparent, self-questioning, and learning. 

A critical issue of the ongoing procedure is the participatory void between Step 1 of Phase 1 
and Phase 2. There is a gap of public involvement to accompany the proponent BGE in iden-
tifying potentially suitable siting areas in Step 2. This vacuum must be filled: of public partici-
pation between the FKT on the federal level and the regional conferences to be established 
for each potential siting area (along with the corresponding Technical Conference Council of 
the Regions). The Federal Office for the Safety of Nuclear Waste Management, and thus 
procedural manager, BASE contrasted the idea of a "Technical Forum" by FKT with their 
own concept of a "Process-designing Group" along with a new participatory "Feedback Fo-
rum" to substantively accompany BGE. The author, on his part, argues that a knowledge-
and experience treasure box has effectively been established, esp. with FKT, which should 
be nursed and developed. For FKT is not only a "participatory instrument" (BASE), but a plu-
ralistic multi-perspective competence base "from below" has sprouted which may and can be 
a fundament of technical insight and process stability in addition to BGE and other expert 
pools. By that, compliance is provided to the superior principle of the Act, namely safety and 
security: in search of the "best possible" site. 

The Repository Site Selection Act stipulates dismissal of FKT which has to be accepted. Also 
with the help of BGE and BASE, it has, however, generated a well- and widely based type of 
"technical public", along with the technical community, capable of serving as a missing link 
between Step 1 of Phase 1 (federal level) and Phase 2 (regional level), supporting BASE’s 
management tool named "Process-formatting Group" to fill in the existing participatory void. 

It is recommended to have NBG and its Participation Officer accompany public-involvement 
activities – be sure not to actually "lead" them if the concept of self-responsibility and self-
organisation of public participation shall be credibly pursued. Evidently, the conductor of the 
procedure BASE is in charge of the "Process-designing Group". As is known, the entire en-
terprise of radioactive waste disposal is not terminated with the decision on the site – it in 
actual fact just takes off with it. Therefore, it may be considered to establish a "Future Coun-
cil" (or the like) which would stand "above" or "beyond" ("trans") the current issues, including 
daily politics, and ensure the appropriate implementation of the disposal programme: trans-
scientific, transdisciplinary, transgenerational, transboundary and transpolitical. All the more 
that the "establishment of the Council of the Young Generation", as commendably proposed 
by FKT, is merely a timid small step on the arduous road to a long-term societal embedding 
of the great task we all are confronted with. 
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1. Auftrag 
Mit der Aufforderung des Umweltbundesamts vom 9. August 2021 zur Abgabe eines Ange-
bots bis zum 30. August 2021 im Rahmen eines wettbewerblichen Verfahrens wurde der Zu-
schlag am 6. September 2021 im Namen des Nationalen Begleitgremiums (NBG1) erteilt, bis 
zum 18. Oktober 2021 ein Gutachten mit folgender Leistung zu erbringen [1]: 

„Der geplante Peer Review sollte sich im Wesentlichen auf den Zwischenbericht und die 
Fachkonferenz Teilgebiete konzentrieren und alle fünf Prinzipien des [Standortauswahlge-
setzes StandAG [2]] – partizipativ, wissenschaftsbasiert, transparent, selbsthinterfragend und 
lernend – [sollten] betrachtet werden. Vor allem sollen jedoch Hinweise für mögliche Verbes-
serungen im Bereich der Öffentlichkeitsbeteiligung und der Transparenz für die nächsten 
Schritte in Phase 1 gesammelt werden. 

Als Leitfragen für das Peer Review hat das NBG die folgenden Fragen formuliert: 

1. Wurden in Schritt 1 der Phase 1 die Prinzipien des StandAG beachtet und gleichwertig 
gelebt oder wurden einzelne der fünf Prinzipien stärker gewichtet als andere? 

2. Welche Bedeutung haben in diesem Zusammenhang die Aufsichtsbehörde und die übri-
gen Kontrollgremien (z. B. NBG, Aufsichtsrat der BGE2)? 

3. Ist es mit dem Format Fachkonferenz Teilgebiete gelungen, eine Beteiligung der breiten
Öffentlichkeit am Verfahren herzustellen? 

4. Wer ist „die Öffentlichkeit“? Entsprechen die mit der Fachkonferenz Teilgebiete erreich-
ten Gruppen dieser Öffentlichkeit? 

5. Inwieweit konnten die Kontrollorgane und Beteiligungsbehörden das Auswahlverfahren 
nachvollziehbar optimieren und somit nachhaltig zum Aufbau von Vertrauen beitragen? 

6. Werden Möglichkeiten gesehen, insbesondere in der Darstellung und Aufbereitung von 
Informationen und Ergebnissen, die zu einer besseren allgemeinen Verständlichkeit füh-
ren und somit mehr Transparenz ermöglichen könnten? 

7. Welche Empfehlungen ergeben sich daraus für die nächsten Schritte der Phase 1, insbe-
sondere für die Entwicklung und Durchführung der repräsentativen vorläufigen Sicher-
heitsuntersuchungen? 

8. Welche Empfehlungen ergeben sich daraus für die weiteren Beteiligungsformate im Ver-
fahren, insbesondere auch für etwaige Nachfolgeformate der Fachkonferenz Teilgebiete? 

Im Rahmen der Begutachtung sollten sich die Gutachter*innen an den formulierten Leitfra-
gen orientieren und eigene aus ihrer Sicht weiterführende Fragestellungen ergänzen, welche 
insbesondere Verbesserungsmöglichkeiten im Bereich der Öffentlichkeitsbeteiligung und der 
Transparenz für die nächsten Schritte in Phase 1 darlegen.“ (S. 3) 

1 Der Verfasser dankt dem NBG für das entgegengebrachte Vertrauen, insbesondere der ad hoc-Arbeitsgruppe 
Peer Review sowie Dr. Ing. Claudia Strobl für die tatkräftige Unterstützung. 
2 BGE: Bundesgesellschaft für Endlagerung (Vorhabenträger). Siehe Abkürzungsverzeichnis. 
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2. Grundsätzliche Ausgangslage 
2.1 Technischer Sachzwang, schlecht definiertes „verzwicktes“ 

Problem 
Das Problem des radioaktiven Abfalls ist ein der Gesellschaft auferlegter technischer Sach-
zwang aus politisch gewollter und – zumindest in der Entwicklungsphase – behördlich geför-
derter Tätigkeit heraus.3 Abfall wurde erzeugt und ist vorhanden aus der Produktion von 
Nuklearstrom in Kernkraftwerken, aus Anwendungen in Medizin, Industrie und Forschung. 
Probleme entstehen bei der Wahrnehmung von Unterschieden zwischen einem Soll- und 
einem Ist-Zustand [3]. Entscheidungsprobleme sind gut strukturiert, wenn die Entscheider 
vertraut sind mit deren Anfangszustand (Ist), dem (erwünschten) Endzustand (Soll) und einer 
definierten Menge von Übergängen. Umweltprobleme erfüllen diese Bedingungen in der 
Regel nicht und sind somit schlecht definiert [4]. Bei schlecht definierten Problemen kennt 
die Entscheidungsforschung kein dominantes Paradigma, sondern greift auf Konzepte und 
Methoden vieler Wissenschaften wie Soziologie, Verwaltungswissenschaften, Politologie 
oder Psychologie zurück. „Die optimale Lösung ist nicht eindeutig bestimmbar. Es lässt sich 
nur die relativ beste unter den gefundenen Lösungen ermitteln“ [5]. „Gute“ Entscheide sind 
„gut“ im Hinblick auf die Ziele, die verfolgt werden. Somit ist die Problem(an)erkennung und – 
indirekt – die Zieldiskussion wichtig (siehe auch Abbildung 1 unten). 

Zur Problemdefinition erschwerend kommt bei radioaktiven Abfällen hinzu, dass sie ent-
scheidungstheoretisch ein sogenanntes „implizites Problem“ darstellen, also wie erwähnt 
durch eine vorgelagerte Tätigkeit oder Entscheidung (zur Nutzung radioaktiver Stoffe) als 
Sachzwang entstanden sind. Insofern ist es beispielsweise „rational“, die Frage der radio-
aktiven Abfälle mit dem Betrieb der Reaktoren zu koppeln. 

Dass der sicherheitstechnische Umgang mit (zumindest hoch-)radioaktiven Abfällen Lang-
zeitcharakter hat, ist unbestritten. Er ist aber auch institutionell langwierig, weil mehrere tech-
nische, gesellschaftliche und politische Generationen damit befasst sein müssen (von der 
Standortauswahl bis zum Lagerverschluss und allenfalls darüber hinaus)4. Außerdem sind 
wir vor bedeutende verteilungsethische Fragen gestellt. Wer aus nukleartechnischen Anla-
gen Nutzen zieht (z. B. heutige Stromverbraucher), trägt voraussichtlich kein oder nur ein 
geringes Risiko aus den sich daraus ergebenden Abfallsystemen. 
Toxische Abfälle sind nach Beck 1988 als sogenanntes „Modernisierungsrisiko“ folgender-
maßen [6] charakterisiert5: 

• Sie sind nach Ort, Zeit und betroffener Bevölkerung nicht eingrenzbar 
• Kausalität und Haftung sind letztlich niemandem zurechenbar 
• Die Irreversibilität allfälliger Folgen ist nicht kompensierbar. 

3 Erläuterungen und Herleitungen verschiedenster Konzepte in der Bearbeitung des komplexen Systems „radio-
aktive Abfälle“ sind den umfangreichen Quellen zu entnehmen (siehe Kapitel 5). Eigenzitate erfolgen mit einer 
Ausnahme nicht. Alle Übersetzungen stammen vom Verfasser. 
4 Insofern benötigt auch eine „unverzüglich[e] Endlagerung“ (StandAG, §4 Abs. 2 Ziff. 1 [2]) Zwischenlagerung 
und ausreichend Zeit für alle Umsetzungsphasen. 
5 Bei den radioaktiven Abfällen steht nicht die akute Gefahr für Individuen im Vordergrund, sondern ein chroni-
sches, „schleichendes“ Risiko, gleichsam „verschmiert“ über eine lange Zeitdauer [3] (S. 31). 
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Luhmann 1990 spricht, auch im Abfallbereich, von „Rationalitätszumutungen“ bei der Ver-
schiebung vom (selbstgetragenen, kalkulierten) Risiko des Entscheiders zur (auferlegten) 
Gefahr für später allenfalls davon Betroffene, ja „[d]as riskante Verhalten des einen wird zur 
Gefahr des anderen, und die Differenz von Gefahr und Risiko wird zum politischen Problem“ 
[7]. 

Die Entscheidungssituation ist die, dass wir heutigen Generationen entscheiden müssen 
(auch Aufschub ist eine Entscheidung). Neben Gewinnern (den abfallproduzierenden Gene-
rationen und Nutzern des Nuklearstroms) gibt es bestimmt Verlierer – die direkt Betroffenen 
und die nach uns kommenden Generationen. Dies ist eine herausragende Risiko-Nutzen-
Asymmetrie. Die Verteilungsfrage stellt sich dreifach [8]: 

• Bürden vor (Lager-)Ort vs. Nutzen der Allgemeinheit (Frage der intragenerationellen 
Verteilungs(un)gerechtigkeit) 

• Laien- vs. Expertensichtweisen (fachliche Verteilungsfrage, „evidentiary equity“) 
• Heutige vs. kommende Generationen (intergenerationelle Verteilungsfrage) 

Alles in allem ist es wohl nicht verfehlt, bei radioaktiven Abfällen von einem „verzwickten“ 
Problem zu sprechen. Manche sprechen von einem „bösartigen“ („wicked“) Problem [9][10], 
wenngleich eben „verzwickt“ oder vielleicht „verfahren“ („messy“) es – da ohne Unterton – 
wohl besser trifft [11]. Seine Rahmung ist schwierig, es gibt keine klaren Stoppregeln und die 
Problematik kann nicht einfach „(ab)geschlossen“ werden. Nach Jahrzehnten von Versuch 
und Irrtum bzw. Misserfolgen ist auch kein allgemeingültiges Rezept oder kein Königsweg 
auszumachen. “Lösungen” wird es mehrere geben müssen [12]. 

2.2 Soziotechnisches System: Sicherheit und Beteiligung 
Das System „radioaktive Abfälle“ kann als „soziotechnisch“ [13] betrachtet werden, weil der 
Umgang damit einerseits in einem (geo-)technischen, anderseits in einem soziokulturellen 
Kontext erfolgt, d. h. unter anderem in verschiedenen Wirtsgesteinen und in verschiedenen 
politischen Systemen [3]. Bereits 1984 bemerkten Parker und Kollegen im vorliegenden Zu-
sammenhang: 

„Wegen der unterschiedlichen Wertsysteme in demokratischen Gesellschaften ist es offensichtlich, 
dass eine vollständige Übereinstimmung nicht erreicht werden kann. Infolgedessen ist die einzig 
gültige Handlungsweise die, einen Prozess zu verfolgen, der so offen, vollständig und gerecht wie 
möglich ist, und zu versuchen, einen breitestmöglichen Konsens zu entwickeln, um die letztlich 
gewählte Lösung tragfähig zu machen. Es muss anerkannt werden, dass das Ergebnis jeglicher 
Lösung mit einem nichtreduzierbaren Anteil an Unsicherheit verbunden ist …. Eine ‚Lösung‘ kann 
nur in einem nationalen, nicht einem wissenschaftlichen Kontext gefunden werden“[14].6 

Übrigens fordert auch die Internationale Abfallkonvention von 1997 die Staaten auf, die Fra-
ge der radioaktiven Abfälle als sozusagen nationale Aufgabe zu betrachten und somit im In-
land zu lösen [17]. 

Oberstes Ziel einer Lagerung (hoch)radioaktiver Abfälle ist die langfristige Stabilität des La-
gersystems: Der Schutz vor gesundheitsgefährdendem Austritt von Radioaktivität ist dauernd 
zu gewährleisten, gemäß § 1 StandAG „für einen Zeitraum von einer Million Jahren“ [2]. Bei 

6 Die Wechselwirkungen von Werthaltungen, Konsens, „consent“ und Kompromiss sind in Flüeler 2005c [8], 
2006b [16] und in Arbeit [12] behandelt, ein Vorgehen zur Führung des Diskurses wird in Flüeler 2005d [15], 
2006b [16] und in Arbeit [12] vorgeschlagen. 
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komplexen Sachverhalten wie dem vorliegenden ist es möglich, dass konkurrierende Ziele 
bestehen. So umfasst das Konzept der Nachhaltigkeit Schutz von und Handlungsspielraum 
für Generationen der Zukunft. Somit sind einerseits passiver Sicherheit, anderseits „aktiver“, 
wiewohl zeitlich begrenzter Kontrolle bzw. Überwachung parallel Beachtung zu schenken. 

Die Einsicht der technischen Gemeinschaft, dass ein strenger mathematischer Nachweis der 
Langzeitsicherheit bei lange andauernden Gefahrenpotenzialen wie bei hochtoxischen radio-
aktiven Abfällen nicht erbringbar ist, führt zu einer besonderen Betonung schrittweisen Vor-
gehens. Neben dem Prozess – und zur Formierung eines tragfähigen Prozesses! – ist laut 
Kernenergieagentur NEA der OECD die Bildung eines „Satzes von Argumenten“ [18] für den 
Sicherheitsnachweis („safety case“) entscheidend, der technische Antworten (z. B. verschie-
dene, gestaffelte Sicherheitsindikatoren, Testlager) und institutionelle Einbettung (z. B. Qua-
litätssicherung, Reviewing) umfasst.7 

Die herkömmliche Strategie der linearen Entscheidung (von Behörden und Betreibern), allen-
falls erweitert um mehr oder weniger geschickte Risikokommunikation, ist weltweit zumindest 
ansatzweise in einem Übergang zu einem dynamischen und integrativen Entscheidungsmo-
dell (Abbildung 1, siehe auch Anhang), unter Einbezug (Beteiligung) der Akteure, ohne dass 
jemand die Realität „besser“ wahrnehmen will oder eine „bessere“ Rationalität besitzt. Das 
schwedische Beratungsgremium KASAM schrieb bereits 1998, dass die Endlagerung ein 
Symbol für die Frage sei, „wie die heutige Generation ganz allgemein ihre Verantwortung für 
die Langzeitauswirkungen des menschlichen Einflusses auf die Umwelt wahrnimmt“ [37]. 

Abbildung 1: Standortauswahlverfahren im Länder- und Zeitvergleich: Zielpriorisierung Richtung 
„Sicherheit“ oder „Beteiligung“ entlang den Entscheidungsmodellen „DAD“ (techno-
kratisch) gegen „MUM“ (diskursorientiert). Der Grad der Zustimmung sinkt von „frei-
willig“ über „akzeptabel/akzeptiert“ zu „tolerierbar/toleriert/geduldet“. N. B. Eine 
Betonung von „Beteiligung“ stellt “Sicherheit” nicht in Abrede 

MUM Meet – Understand – Modify (auch PLSD Propose – Learn – Share – Decide, siehe Abbildung 7 im An-
hang), DAD Decide – Announce – Defend 
B Belgien, CH Schweiz, D Deutschland, E Spanien, F Frankreich, FIN Finnland, GB Großbritannien, Jap Japan, 
Kan Kanada, NL Niederlande, S Schweden, USA Vereinigte Staaten von Amerika 
Quelle: eigene Darstellung (nach Flüeler 2016 [36]; nach Flüeler, in Arbeit [12]). 

7 Der Autor befasste sich mit allen hier erörterten Gesichtspunkten der Thematik, immer wieder mit Bezug auf den 
deutschen Prozess, zu Sicherheit: [12][19][20][21][22], Beteiligung: [32][25][12][15][16][19][20][21][24][36], Verfah-
ren [26][27][28][29][30][12][16][19][20][21][24][33][36], Rollenverständnis [34][35][33][24][36]. 
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Kontroversen um technische Systeme, z. B. Abfalllager, beziehen sich nicht nur auf Risiken, 
sondern sind nach Kasperson und Kollegen 1992 „in Wirklichkeit gesellschaftliche Vertrau-
enskrisen“ [38]. Zur technischen Ebene tritt eine gesellschaftliche. Bei komplexen, für Viele 
intransparente Situationen haben Werte eine handlungsleitende Funktion [39]. Verfahrens-
fragen werden wichtig – während für Projektanten ein technischer Nutzen (z. B. gutes Aus-
laugverhalten) maßgebend ist, kann für Betroffene der „Prozessnutzen“ im Vordergrund ste-
hen, also unter anderem ihr Einbezug in das Verfahren [40]. 

Von ihrer Funktion bzw. der Rollenverteilung her lassen sich schematisch verschiedene 
Schwerpunkte der Akteure erkennen, beispielsweise 

Vorhabenträger: • Produkt (z. B. Standortentscheid) 

Aufsichtsbehörde: ____________________• Produkt und Prozess (Verfahren) 

Prozess (Geschichte, Verhalten; Vertrauen) 

Die Gretchenfrage nun ist, was unter „Beteiligung“ verstanden werden soll. Warum/wozu und 
wann soll wer worüber und wie beteiligt werden? [34] Eine allgemeine Auslegeordnung 
schlug Arnstein bereits in den 1960er-Jahren vor (Abbildung 2). 

Abbildung 2: Grade der Beteiligung. Wie die Öffentlichkeit einbezogen wird 

Gesellschaft: 

Quelle: eigene Darstellung, leicht vereinfacht nach Arnstein 1966 [41] 

Krütli und Kollegen haben 2010 folgende zu beantwortenden Fragen im Zusammenhang mit 
Beteiligung vorgeschlagen (Abbildung 3, siehe auch [42]): 
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Sichtweise der Verfahrensleitung (die beteiligt) 

entscheidet über Art(en) der Öffentlichkeitsbeteiligung 
r-----------------7 r---------------, 

1 1 
1 

1 
1 
1 
1 
1 
1 

__________ ~- _____ entscheidet über __________ 1 

- Akteure/allg . Öffentlichkeit . - - Verwaltungsebene 

- Aufgabe(n) 
- Begründung(en ) 

- 1 ntensität (Art) 
- Repräsentativität 

- Ziel(e) 
- Bedürfnisse 

reflektiert über 

Basierend auf 
- Legitimation (gesetzlich) 
- Macht 
- Ressourcen 

Sichtweise der Teilnehmenden (die beteiligt werden) 

refle ktie ren über 

. - nach Regeln , Auftrag, Macht, 
Ressourcen fragen 

1 

1 

1 

L1c_n_!s~ ~Eci~e~ 
1 uber 

L----===-----' 
- gesamten Entscheidungsprozess 
berücksichtigen 

legt fest 

nach allen oder 
besonderen 

Themen fra gen 

entscheidet 
über 

- Einzel- , meh rere Verfah ren 
- Folgemethoden 

Abbildung 3: Schlüsselfragen bei der Beteiligung der Öffentlichkeit. In der oberen Hälfte wird die 
Sichtweise der Verfahrensleitung (z. B. Behörde), unten die der (von ihr) Beteiligten 
bzw. Betroffenen aufgeführt 

Quelle: Krütli u. a. 2010 [35], leicht verändert übersetzt 
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3. Aktuelle Situation 
Mit der Veröffentlichung des „Zwischenberichts Teilgebiete“ im September 2020 kam der 
Vorhabenträger, die Bundesgesellschaft für Endlagerung (BGE), §13 StandAG nach und 
eröffnete damit die Diskussion in Schritt 1 von Phase 1 des Standortauswahlverfahrens 
(Abbildung 4). Dies war gleichzeitig der Startschuss für das erste gesetzlich vorgeschriebene 
Beteiligungsformat, die „Fachkonferenz Teilgebiete“ (FKT), die durch die Verfahrensleitung, 
das Bundesamt für die Sicherheit der nuklearen Entsorgung (BASE), als „Träger der Öffent-
lichkeitsbeteiligung“ ins Leben zu rufen war. „Alle Interessierten sind eingeladen, sich mit 
Ihrer Sicht auf den Zwischenbericht einzubringen“, wie das BASE in einer Informationsbro-
schüre vom Juni 2021 schrieb [44]. Organisatorisch wurde die FKT von einer Geschäftsstelle 
unterstützt, die beim BASE angesiedelt war. An „höchstens drei Terminen innerhalb von 
sechs Monaten“ (§ 9 Abs. 1 StandAG) hatte die FKT den Zwischenbericht der BGE zu 
erörtern. Zeitlich waren somit enge Grenzen gesetzt, institutionell dagegen keine. Denn der 
Gesetzgeber sieht ein „partizipatives, … selbsthinterfragendes und lernendes Verfahren“ vor 
(§1 Abs. 2 StandAG), in dem für die Beteiligung der Öffentlichkeit ausdrücklich keine Vorga-
ben gemacht wurden: „Um mehr Handlungsspielräume für die neuen, von der Endlagerkom-
mission empfohlenen Formen gelingender Beteiligung zu schaffen, werden Organisation und 
Ablauf dieser Beteiligung daher nicht abschließend und verbindlich vorgegeben. Vielmehr 
soll diese Beteiligung eigenverantwortlich von den jeweiligen Konferenzen wahrgenommen 
werden“ [45]. International als Novum und Paradigmenwechsel anzusehen, sind die Lehren, 
die der Bundestag 2017 aus den schmerzlichen Erfahrungen im Umgang mit radioaktiven 
Abfällen gezogen hat: 

„Das Standortauswahlgesetz geht davon aus, dass die Lagerung radioaktiver Abfälle mit 
bestmöglicher Sicherheit nur in einem breiten gesellschaftlichen Konsens zu erreichen ist. Daraus 
ergibt sich die Notwendigkeit eines partizipativen Auswahlverfahrens, das gleichermaßen die 
historische Konfliktlage, die Komplexität der Materie und die zu erwartende Dauer des Verfahrens 
berücksichtigt. Ziel ist es, eine von einem breiten gesellschaftlichen Konsens getragene Lösung zu 
finden, die letztlich auch von den unmittelbar Betroffenen toleriert werden kann“ (ebd.). 

Abbildung 4: Übersicht der Phasen des laufenden Standortauswahlverfahrens. Der Pfeil bezeich-
net den Punkt, an dem wir heute stehen 

 
Quelle: BASE 2021a [44], ergänzt (Pfeil)  



Es soll zwar ein (End-)Lager mit „bestmöglicher Sicherheit“ in Deutschland errichtet werden, 
aber erst nach einem breiten gesellschaftlichen Diskurs und nicht über die Köpfe der direkt, 
vor Ort, Betroffenen hinweg. Diese ganzheitliche Herangehensweise entspricht der Problem-
analyse, die von der Wissenschaft seit Jahren gefordert wird [46][3][47][48] (siehe auch An-
hang). „Konsens“ und „Toleranz“ kann dabei nicht heißen, dass die Mehrheit der Einwohner 
und Einwohnerinnen Deutschlands ein Endlager bejubelt oder dieses rundweg von der be-
troffenen Region akzeptiert wird, sondern dass nach eingehender und zufriedenstellender 
Erörterung aller kritischen Punkte die Umsetzung eines passablen Konzepts geduldet wer-
den soll [16]. 

Mit der offenen Definition der FKT und dem Internetangebot des BASE8 wurde die Beteili-
gung einer breiten Öffentlichkeit bundesweit ermöglicht [49]. Die drei (vorgegebenen) Bera-
tungstermine wurden von einer pluralistisch zusammengesetzten Arbeitsgruppe Vorberei-
tung strukturiert; daran beteiligten sich insgesamt zwischen 1000 und 1600 Personen aus 
ganz Deutschland9. Zu jedem Termin wurden umfangreiche Dokumente erstellt. Der letzte 
Bericht umfasst auch einen Vorschlag für das weitere Vorgehen [50], in dessen Präambel 
das BASE aufgefordert wird, „ein Fachforum Teilgebiete als Anschlussformat der Fachkon-
ferenz Teilgebiete einzurichten, welches als zusätzliches Beteiligungsformat nach § 5 
StandAG mit gleichen Rechten wie zuvor die Fachkonferenz die weitere Arbeit der BGE bis 
zur Einrichtung der Regionalkonferenzen nach StandAG begleitet, das Prinzip der Selbst-
organisation bei der Planung der weiteren Beteiligungsformate konsequent anzuwenden und 
weiterzuentwickeln“ und „durch allgemeine und durch zielgruppengerechte Informations- und 
Beteiligungsangebote die Fähigkeit und Bereitschaft zur Beteiligung der Bürger:innen am 
Standortauswahlverfahren in den kommenden Jahren weiter zu erhöhen und dabei ein be-
sonderes Augenmerk auf die junge Generation zu haben“ (ebd.). 

Mit dieser Forderung wurde der Finger auf einen wunden Punkt des Verfahrens gelegt, näm-
lich eine Beteiligungslücke zwischen Schritt 1 von Phase 1 und Phase 2 (Tabelle 1). Zur Be-
gleitung der BGE, in Schritt 2 mögliche Standortregionen zu identifizieren, fehlt ein Beteili-
gungsformat, das das Vakuum zwischen FKT auf Bundesebene und den später zu gründen-
den Regionalkonferenzen je Standortregion (mit der dazugehörigen Fachkonferenz Rat der 
Regionen) auffüllt. Der Idee der FKT eines „Fachforums“ stellte am 3. Beratungstermin das 
BASE das Konzept einer „Prozessgestaltungsgruppe“ mit dem neuen Beteiligungsformat 
„Feedback-Forum“ zur fachlichen Begleitung der BGE gegenüber [51]. Für die Dauer von 
Schritt 2 hat die BGE einen Zeitplan in Aussicht gestellt, allerdings erst auf März 2022 (ebd.). 
Dies ist angesichts der gigantischen Aufgabe verständlich, die 54 Prozent des Bundesge-
biets als „Teilgebiete“ auf (einige?) Standortregionen einengen zu müssen. Allerdings be-
steht in einer längeren Latenzperiode die Gefahr, dass der bestehende Elan der heute am 
Prozess Teilnehmenden erlischt, umso mehr als das Gesetz die FKT mit Ende von Schritt 1 
kurzum auflöst. 

8 https://www.endlagersuche-infoplattform.de (alle Internetseiten abgerufen am 18.10.2021). 
9 https://www.endlagersuche-infoplattform.de/webs/Endlagersuche/DE/Beteiligung/Fachkonferenz/uber-das-
format/selbstorganisation.html. 
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1 1 

Tabelle 1: Abfolge von Beteiligungs- und Sicherheitsaspekten im Standortauswahlverfahren. 
Aktueller Stand: „Beteiligungslücke“ am Ende von Schritt 1 der Phase 1 

Ebene/Zeit-
abschnitt 

Phase 1 E Phase 2 E Phase 3 E 

Gemäß StandAG 

Öffentlichkeits-
beteiligung 

Bundesweit 

FKT 

Fachforum 
(FKT) 

Prozessgestal-
tungsgruppe 
mit Feedback-
Forum 
(BASE) 

FKRdR 

Regional 

Regional-
konferenzen 

Sicherheit 

Sicherheitsunter-
suchungen 

Erkundungs-
programme 

Schritt 1 

Identifik. 
Teilgebiete 
§13 

__________ 

Schritt 2 

Ident. mögl. 
Staoreg. 
§14 

Beteili-
gungslücke 

---------?-------

---------?-------

repräsen-
tative 
vorläufige 

__________ 

§15 

Übertägige 
Erkundung 

§16 

-------?-------

-------?-------

_________ 

_________ 

weiterent-
wickelte 
vorläufige 

_________ 

§17 

Untertägige 
Erkundung 

§18 

--------?--------

--------?--------

__________ 

__________ 

umfassende 
vorläufige 

__________ 

§19 

FKT Fachkonferenz Teilgebiete, FKRdR Fachkonferenz Rat der Regionen, E Entscheid Bundestag, Vorschläge 
von FKT bzw. BASE, Schritt 2 bevorstehend 
Quelle: eigene Zusammenstellung 

Doch dabei lässt es das StandAG nicht bewenden: „Das Verfahren zur Beteiligung der Öf-
fentlichkeit wird entsprechend fortentwickelt. Hierzu können sich die Beteiligten über die ge-
setzlich geregelten Mindestanforderungen hinaus weiterer Beteiligungsformen bedienen. Die 
Geeignetheit der Beteiligungsformen ist in angemessenen zeitlichen Abständen zu prüfen“ 
(§5 Abs. 3 StandAG). Außerdem sind gemäß §5 Abs. 1 „Bürgerinnen und Bürger als Mitge-
stalter des Verfahrens einzubeziehen“, also nicht nur als vom Verfahren zugelassene Betei-
ligte, sondern als aktive Mitgestaltende. Somit sind eigentlich alle Akteure zur Weiterent-
wicklung der Öffentlichkeitsbeteiligung aufgerufen: allen voran das BASE als „Träger der Öf-
fentlichkeitsbeteiligung“ (§4 Abs. 2 und §5 Abs. 2) und als Verfahrensleitung (§4 Abs. 1 Ziff. 
3), die BGE als Vorhabenträgerin (§3 Abs. 2), aber auch das NBG als unabhängige Beglei-
tung des Verfahrens, „insbesondere der Öffentlichkeitsbeteiligung“ (§8 Abs. 1) mit seinem 
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Partizipationsbeauftragten, „der … die Aufgabe der frühzeitigen Identifikation möglicher Kon-
flikte und der Entwicklung von Vorschlägen zu deren Auflösung im Standortauswahlverfah-
ren übernimmt“ (§8 Abs. 5). Dass die FKT mit von der Partie ist, hat sie mit ihrem Engage-
ment und ihren Vorschlägen bewiesen – als Sammlung der „Bürgerinnen und Bürger, Vert-
reter der Gebietskörperschaften der … Teilgebiete, Vertreter gesellschaftlicher Organisati-
onen sowie Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler“ (§9 Abs. 1) ist sie Ausdruck der 
selbstorganisierten Beteiligung der Öffentlichkeit, ja des Teils der Gesellschaft in diesem 
Land, der sich im laufenden Standortauswahlverfahren zur Frage der Langzeitlagerung 
radioaktiver Abfälle artikuliert. 
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4. Beantwortung der NBG-Fragen, Vorschlag 
Vor dem Hintergrund der erfolgten Erläuterungen, angesichts der gedrängten Zeit, aber vor 
allem zur besseren Verständlichkeit für die interessierte Öffentlichkeit sind die Antworten auf 
die (komplexen) Fragen des NBG möglichst knappgehalten. 

4.1 Fragen des NBG 
1. Wurden in Schritt 1 der Phase 1 die Prinzipien des StandAG beachtet und gleichwertig 

gelebt oder wurden einzelne der fünf Prinzipien stärker gewichtet als andere? 

Die fünf Prinzipien des StandAG sind – in dieser Reihenfolge! – partizipativ, wissenschafts-
basiert, transparent, selbsthinterfragend und lernend (§1 Abs. 2 StandAG). Angesichts des 
notwendigen „dauerhaften Schutzes von Mensch und Umwelt vor ionisierender Strahlung … 
für einen Zeitraum von einer Million Jahren“ (ebd.) muss passive Sicherheit im Untergrund 
das erste Ziel sein (somit ist das oberste Prinzip sicherheitsgerichtet). Ausgehend von den 
Vorgaben des StandAG, den vorlaufenden Erörterungen durch die Endlagerkommission 
(ELK) 2016 [52], zuvor des auch international bahnbrechenden Arbeitskreises Endlager-
standorte (AkEnd) 2002 [53], wandte die BGE wissenschaftsbasiert die verschiedenen Krite-
rienarten auf eine „weiße Landkarte Deutschland“ an. Der Trichter wurde derart weit geöff-
net, dass 90 Teilgebiete auf 54 Prozent der Fläche Deutschlands „günstige geologische Vor-
aussetzungen für die sichere Endlagerung hochradioaktiver Abfälle erwarten lassen“10. Die 
Durchführung der Erörterungstermine, die Online-Aktivitäten und die Menge an zur Verfü-
gung gestellten Dokumenten durch alle maßgebenden Akteure zeigt zumindest deren Ab-
sicht zu transparentem Handeln. Die Internetauftritte von BGE und vor allem BASE mit sei-
ner Informationsplattform11 stehen in keinem Vergleich zu früherer Präsenz und Offenheit. 
Der Auftakt zur Beteiligung der Öffentlichkeit mit der Fachkonferenz Teilgebiete und der On-
lineplattform des BASE ist beeindruckend; dass eine – sogar vom Gesetz verlangte – selbst-
organisierte (Teil-)Öffentlichkeit entstehen konnte, kann international als Innovation und pio-
nierhafte Partizipationsleistung angesehen werden. Inwieweit das bevorstehende Verfahren 
partizipativ ist und als solches gewollt wird, ist von den Hauptakteuren noch zu zeigen – 
gerade in der Schließung der aktuellen Beteiligungslücke vor Schritt 2 von Phase 1. Eng 
damit einher geht die Beantwortung der Frage, ob sich die Akteure (nicht das Verfahren!) 
heute und von nun an lernend und selbsthinterfragend verhalten. Wie formulierte es die ELK 
2016?: 

„Erfolgreich wird die neue Standortwahl nur sein, wenn alle Akteure lernfähig und bereit sind, sich so 
zu verhalten, dass neues Vertrauen aufgebaut und über alle Probleme offen geredet werden kann. 
Die beteiligten Behörden müssen dazu auch durch Transparenz beitragen, indem sie Gründe für 
geplante Entscheidungen stets umfassend und rechtzeitig offenlegen und sich frühzeitig der Kritik 
von Bürgerinnen und Bürgern stellen. Kritik am Handeln der Behörden ist eine Chance zur 
Beseitigung von Schwachstellen.“ [52] 

Ob die einzelnen Prinzipien (wohl von der Verfahrensleitung) stärker gewichtet wurden oder 
nicht, lässt sich aufgrund der vorliegenden Informationen nicht sagen. Erstaunlich ist jedoch 
der späte (Gegen-)Vorschlag des BASE (vom 5. August 2021) [51] zur Idee der FKT anläss-
lich des 2. Erörterungstermins (vom 10.-12. Juni 2021), als Folgeformat zur Beteiligung ein 

10 https://www.bge.de/de/endlagersuche/. 
11 https://www.endlagersuche-infoplattform.de/. 
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“Fachforum“ einzurichten [50]. Ebenso bemerkenswert ist der Brief des BASE vom 8. Sep-
tember 2021 an das NBG, dass „die Eigenständigkeit von Beteiligungsformaten im Standort-
auswahlgesetz erst wieder im Rahmen der Standortregionenausweisung vorgesehen“ sei 
[54]. Dies nachdem sich sowohl ein Mitglied der BGE-Geschäftsführung wie auch der Präsi-
dent des BASE tags zuvor anlässlich der Übergabe der Beratungsergebnisse der FKT aus-
gesprochen lobend über deren Tätigkeit geäußert hatten.12 Positiv lässt sich das Verhalten 
als noch offene Positionierung des BASE in einem in der Tat ausgesprochen dynamischen, 
komplexen und hochsensiblen Politikfeld deuten, umso mehr als Vorschlag und Gegenvor-
schlag nicht in völligem Widerspruch zueinander stehen. 

2. Welche Bedeutung haben in diesem Zusammenhang die Aufsichtsbehörde und die 
übrigen Kontrollgremien (z. B. NBG, Aufsichtsrat der BGE)? 

Da die Behörde eine federführende Rolle in der „Entsorgung“ radioaktiver Abfälle innehat, 
muss sie die diskursive Risikodebatte strukturieren [55]. Ravetz ging 1980 so weit zu sagen, 
dass „das Problem der Risiken nicht so sehr eines von Entscheidungen ist, sondern eines 
ihrer Regelung“13 [56]. Evers und Nowotny folgerten 1987: „Der Streit um die Institutionali-
sierung und Regulation technologischen (Wissens-)Fortschritts ist damit in seinem Kern auch 
ein Streit um die Möglichkeit demokratischer Regeln des Zusammenlebens, und er offenbart 
die Unzulänglichkeit und Krise jener überkommener Formen von Demokratie, deren Kon-
struktion darauf beruhte, dass die Frage nach der Richtung und Generierung des Fortschritts 
noch keine öffentliche und politische Streitfrage war“ [57]14. Dies stellt hohe Anforderungen 
an den Managementprozess [59], auch formal, indem Experten- und Dissensmeinungen zeit-
und problemgerecht berücksichtigt werden müssen [60][61]. 

Nun ist das BASE nicht nur Aufsichtsbehörde, sondern auch Genehmigungsbehörde15; es 
soll im Standortauswahlverfahren nicht nur die Erkundungsprogramme des Vorhabenträgers 
und Prüfkriterien festlegen (§4 Abs. 1 Ziff. 1 StandAG), sondern auch den Vollzug des Ver-
fahrens überwachen (ebd., Ziff. 3) und gar als „Träger der Öffentlichkeitsbeteiligung“ walten 
(§4 Abs. 2 StandAG). Ob diese heterogene Aufgabenhäufung den Governance-Anforderun-
gen der Internationalen Abfallkonvention von 1997 [17] entspricht, besonders Art. 20, Abs. 
216, ist umstritten [62][12]17. Es wäre zu prüfen, ob das BASE nicht entlastet werden könnte, 
indem das NBG Garant einer umfassenden Beteiligung der Öffentlichkeit sein bzw. werden 
und sich das Bundesamt damit auf die – nachgerade ausgesprochen anspruchsvolle – Rolle 
der Verfahrens- und Prozessleitung als Oberkontrolle konzentrieren könnte (vgl. Tabelle 2 

12 Persönliche Notizen an der Liveübertragung vom 07.09.2021, 11-12 Uhr. 
13 „Regulation“ im Englischen umfasst gesetzliche Grundlagen, gesetzgeberische und Aufsichtstätigkeit. 
14 Für die USA liegt der Grund für das Versagen der Abfallpolitik genau in der Missachtung dieser Überlegungen 
(siehe z. B. nach wie vor gültig Kraft 1991 [58]). 
15 https://www.base.bund.de/DE/base/bundesamt/aufgaben/aufgaben_node.html. 
16 „Jede Vertragspartei trifft im Einklang mit ihrem Rahmen für Gesetzgebung und Vollzug die geeigneten Maß-
nahmen, um die tatsächliche Unabhängigkeit der staatlichen Aufgaben von anderen Aufgaben sicherzustellen, 
wenn Organisationen sowohl an der Behandlung abgebrannter Brennelemente oder radioaktiver Abfälle als auch 
an der staatlichen Aufsicht darüber beteiligt sind“ [17](zitiert nach [62]). 
17 Beispiel Schweiz: Der Vorhabenträger (hier die privatwirtschaftlich organisierte Nagra, in der der Bund – verant-
wortlich für die Abfälle aus Medizin, Industrie und Forschung – als Aktionär vertreten ist) ist zuständig für die Be-
reitstellung aller Unterlagen und stellt die Gesuche an die Regierung (Bundesrat); das Bundesamt für Energie 
(BFE) führt das Standortauswahlverfahren (hier Sachplan geologische Tiefenlager) durch, das Eidg. Nuklear-
sicherheitsinspektorat (ENSI) ist für die technische Aufsicht zuständig. 
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unten). Das NBG und der ihm angeschlossene Partizipationsbeauftragte scheinen in der Dis-
kussion um Vorschlag und Gegenvorschlag, wie die genannte Beteiligungslücke zu schlie-
ßen wäre, als unabhängige Instanzen allseits anerkannt zu sein. 

Weder das Bundesministerium für Umwelt (BMU) als Aufsichtsbehörde des BASE noch der 
Aufsichtsrat der BGE18 sind nach Kenntnis des Verfassers öffentlich in Erscheinung getreten; 
hingegen ist ihm aufgefallen, dass sich die Vertreter der Bundesgesellschaft sehr positiv zum 
Lauf des Verfahrens, auch zur Rolle der FKT, geäußert haben und achtsam auf andere Ak-
teure eingegangen sind, jedenfalls an den von ihm besuchten Veranstaltungen19. 

3. Ist es mit dem Format Fachkonferenz Teilgebiete gelungen, eine Beteiligung der breiten
Öffentlichkeit am Verfahren herzustellen? 

Die selbstorganisierte FKT, unterstützt durch eine Geschäftsstelle beim BASE, erreichte an 
nur drei vom Gesetz begrenzten Beratungsterminen innert sechs Monaten über 1600 Per-
sonen aus ganz Deutschland, zum Teil tausend Personen in gleichzeitigem Diskurs20. Dieser 
aktive Einbezug von „Bürgerinnen und Bürgern, Vertretern der Gebietskörperschaften der … 
Teilgebiete, Vertretern gesellschaftlicher Organisationen sowie Wissenschaftlerinnen und 
Wissenschaftler“ wurde durch ein Internetangebot des BASE21 ergänzt, zu dem 140 Beiträge 
und 30 Stellungnahmen bis zum 20. August 2021 eingingen [44]. 

Der Verfasser kann sich der Auswertung des BASE anschließen [49]: 

„Die Fachkonferenz Teilgebiete hat wesentliche Ziele erreicht: Sie hat sich fachlich mit dem 
geologischen Arbeitsstand der BGE mbH auseinandergesetzt und umfangreiche Anmerkungen am 
Zwischenbericht Teilgebiete erarbeitet. Damit hat sie im Sinne eines partizipativen, lernenden 
Verfahrens zu einem frühen Zeitpunkt im Verfahren Denkanstöße gegeben und kritische Fragen 
gestellt (3.1.). Durch das Engagement vieler Teilnehmer:innen hat die Fachkonferenz die 
Selbstorganisation mit Leben gefüllt und Kompetenzen für das weitere Verfahren aufgebaut (3.2.). 
Als Reaktion auf die Einschränkungen der Versammlungsmöglichkeiten aufgrund der Corona-
Pandemie sind digitale Wege der Beteiligung erprobt und ausgebaut worden. Dabei wurden wertvolle 
Erfahrungen gesammelt, die im weiteren Verlauf des Beteiligungsverfahrens von großem Nutzen 
sein können (3.3.).“ 

Erschwert wurde die Beteiligung durch die Covid-19-Pandemie, weil innert kurzer Zeit tech-
nische Ausrüstung hochgefahren werden musste, die einen parallelen Betrieb von virtuellen 
Diskussionsforen mit bis zu 200 Personen ermöglichte (ebd.). Allerdings ist zu sagen, dass 
sich viele Leute nach fast zwei Jahren Pandemie mittlerweile digital fit gemacht haben, wo-
durch erst eine vergleichsweise so hohe Anzahl an Beteiligten erreicht werden konnte. Hy-
bride Veranstaltungen (Präsenzanlässe mit gleichzeitigem digitalem und interaktivem Zu-
gang) werden schätzungsweise zum Standard werden. 

18 https://www.bge.de/de/bge/aufsichtsrat/, mit Einsitz des BMU. 
19 3. Beratungstermin der FKT (06.08.2021), Anlass des NBG vom 09.08.2021, Übergabe der Beratungsergeb-
nisse der FKT an die BGE (07.09.2021), 54. Sitzung des NBG (10.09.2021). 
20 https://www.endlagersuche-infoplattform.de/webs/Endlagersuche/DE/Beteiligung/Fachkonferenz/uber-das-
format/selbstorganisation.html. Allerdings bewegte sich der Anteil von sogenannten „Beobachtern“ zwischen 20 
und 40 % (nach [49], 348 von 1658 im Februar 2021, 351 von 1550 im Juni 2021 und 525 von 1273 im August 
2021).
21 https://www.endlagersuche-infoplattform.de. 
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4. Wer ist „die Öffentlichkeit“? Entsprechen die mit der Fachkonferenz Teilgebiete erreichten 
Gruppen dieser Öffentlichkeit? 

„Die Öffentlichkeit“ an sich gibt es nicht, allenfalls „Öffentlichkeiten“22. Habermas spricht von 
der „Sphäre der zum Publikum versammelten Privatleute“ [66]. Auf Bundesebene angespro-
chene sich Beteiligende haben mutmaßlich eine andere Sichtweise, als es die in Phase 2 
zusammentretenden „Regionalkonferenzen“ haben werden. Die in den herkömmlichen und 
in den sozialen Medien auftretenden veröffentlichten und öffentlichen Meinungen vertreten 
weitere Perspektiven. Die FKT umfasste laut StandAG nicht nur „Bürgerinnen und Bürger“ 
(notabene eine Teilmenge der Einwohnerinnen und Einwohner der Bundesrepublik), sondern 
u. a. auch „Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler“, die definitionsgemäß keine „zum Pu-
blikum versammelten Privatleute“ sind. Mittlerweile hat sich die FKT durch die eingehende 
Befassung mit der Problematik – gerade unter Beteiligung von Experten – zu einer „Fachöf-
fentlichkeit“ gewandelt (Tabelle 2 unten). Der Versuch der FKT, sich zu öffnen (v. a. Richtung 
„junge Generation“), ist entschieden zu unterstützen, ja zu verstärken, denn die mutmaßlich 
Betroffenen eines – räumlich begrenzten – Endlagerstandorts werden verschiedenster Her-
kunft sein: Eingesessene, (informierte und uninformierte) Bürgerinnen, Zugezogene, Mi-
granten (x-ter Generation), Kinder, Jugendliche, Gebrechliche, Minderheiten jeglicher Art, 
zudem verschiedene „Öffentlichkeiten/publics“ (Fußnote 22) und/oder Gemeinschaften. Die 
Beibehaltung der zur Fachöffentlichkeit entwickelten FKT geht weit über die Konzepte eines 
„Fachforums“ (FKT) oder eines „Feedback-Forums“ (BASE) hinaus und entspricht der For-
derung des StandAG nach „Fortentwicklung“ des Verfahrens zur Beteiligung der Öffentlich-
keit (§5 Abs. 3) in einem „dialogorientierten Prozess“ (§5 Abs. 2). 

5. Inwieweit konnten die Kontrollorgane und Beteiligungsbehörden das Auswahlverfahren 
nachvollziehbar optimieren und somit nachhaltig zum Aufbau von Vertrauen beitragen? 

Die Gegenfrage ist: „nachvollziehbar optimieren“ in Bezug worauf? Lediglich auf die darauf-
folgende Frage nach „Aufbau von Vertrauen“? Das wäre wohl zu eng geführt. Nach StandAG 
wird „die Festlegung des Standortes … für das Jahr 2031 angestrebt“ (§1 Abs. 5), und zwar 
eines Standorts „mit der bestmöglichen Sicherheit“ (ebd., Abs. 2). Schaffung und Erhalt von 
Vertrauen (der Öffentlichkeit sowohl in die Akteure wie auch das Verfahren)23 beziehen sich 
auf Prozesse und Erfahrungen mit Personen und Institutionen, was notgedrungen zeitab-
hängig ist. Einfach gesagt: Vertrauen braucht Zeit (und Tatbeweise). Lehren aus anderen 
Standortauswahlverfahren zeigen, dass praktisch nirgendwo einmal fixierte Zeitpläne einge-
halten werden konnten (evtl. mit der Ausnahme Finnlands, vielleicht Schwedens [68]). Der 
Meilenstein „2031“ im deutschen Verfahren scheint ausgesprochen ehrgeizig zu sein, ange-
sichts der – glaubwürdig – unternommenen Anstrengungen zur Partizipation breiter Kreise 
gar unrealistisch. Die laufende Positionssuche der Verfahrensleitung BASE, das Engage-
ment des NBG und seines Partizipationsbeauftragten, die Offenheit des einem pluralistisch 

22 Im Englischen ist der Begriff „general public“ oder gar (jedoch orientierte!) „publics“ gebräuchlich. „Public“ (UK, 
US): „all ordinary people“, (US) „all the people, esp. all those in one place or country”. “The general public” (UK, 
US): “ordinary people, especially all the people who are not members of a particular organization or who do not 
have any special type of knowledge” [63]. “Publics”: “small groups of people who follow one or more particular 
issue very closely. They are well informed about the issue(s) and also have a very strong opinion on it/them. They 
tend to know more about politics than the average person, and, therefore, exert more influence, because these 
people care so deeply about their cause(s) that they donate a lot of time and money” ([64] nach [65]). 
23 Auch hier unterscheidet das Englische präziser: „trust“ (allgemeines auf Treu und Glauben fußendes Vertrauen 
in Personen/Akteure/Institutionen) von „confidence“ (auf Gewissheit und Erfahrung fußende Zuversicht in Prozes-
se/Aktivitäten/Leistungen/Produkte). 
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Zeitraum 

Beteiligte 

Funktion/ 
Rechte 

Organe 

Fachkonferenz 
Teilgebiete 

Regionalkonferenzen 
in jeder Standortregion, die 
noch im Verfahren ist 

in Phase i ab Ende Phase i 

• Bürge rinnen und Bü rger • Bürgerinnen und Bürger aus der jeweiligen 

• Vertreterinnen und Vertreter aus den Teilgebieten Standortregion (auch grenzii berschreitend) 

• Gesellschaftliche Organisationen 
• Wissenschaft lerinnen und Wissenschaftler 

• Gesellschaftliche Gruppen 
• Vert reterinnen und Vertreter der 

Gebietskörperschaften 

• Beteiligungsinst rument, welches eine f rü hzei ti ge • Beteiligungsinstrument fü r eine konti nuierliche 
Einbeziehung von Vertreterinnen und Vertretern und umfassende Beteiligung der Öffentlichke it in 
der Teilgebiete ermöglichen soll den Standortregionen 

• Erörtert den Zwischenbericht der BGE zu den • Können in jeder Phase jeweils einmal das 
Teilgebieten 

• Erst ellt einen Bericht über die 
Beratungsergebnisse, den die BGE im weiteren 

Verfahren zu berücksicht igen hat 

Geschäftsstelle beim BASE 

Nachprüfrecht einfordern, um Korrekturen an 
den Vorschlägen der BGE zu erwi rken. Ergibt 

sich fü r das BASE aus dem Nachprüfauttrag ein 
Überarbeitungsbedarf, muss dieser von der 
Vorhabenträgerin behoben werden. 

• Können St ellungnahmen zu den Vorschlägen 

der BGE fü r die übertägige Erkundung, 
die untertägige Erkundung (inklusive 
Erkundungsprogramme und Prüfkrite rien) und 
die Standortentscheidung abgeben 

• Können sich wissenschatt~ch beraten lassen 
• Entwickeln Konzept e zur Förderung 

der Regionalentwicklung, können eine 

Stellungnahme zu den sozioökonomischen 
Potenziatanatysen abgeben und sind bei 
der letztendlichen Standortvereinbarung zu 
beteiligen 

Vollversammlung, Vert retungskreis, 
Geschäftsstelle in der Region 

Fachkonferenz 
Rat der Regionen 

ab Ende Phase 1 

• Vertreterinnen und Vertret er der 

Regiona lkonferenzen 

• Vertreterinnen und Vertret er aus den 
Zwischenlagerstandorten 

• Beteiligungsinst rument für den 
Erfahrungsaustausch und die Entwicklung 

ei ner überregionalen Perspektive auf die 

St andortauswahl 
• Begleitet den Prozess der Regionalkonferenzen 

aus überregionaler Sicht 

• unterstützt die Regionen beim Ausgleich 
widerst reitender Interessen 

• Entwickelt eine übergreifende Strategie zur 
Förderung der Regionalentwicklung in den 

St andortregionen 

Geschäftsstelle bei m BASE 

j ___ I ____________________ I ________ _ 

.................................................................................................................................. 
♦ ♦ 

PHASE 1- l dentifaler.unl!' möl!':ticher S.t andon.r:et!ionen aufl!'r:und b.est ehender l!'eolo itlscher D.at en P-HASE 2 - Üb.ertäl!'ll!'e Erkundunl!' möl!'licher. S.t andortr.eitl onen 

zusammengesetzten Aufsichtsrat unterstehenden Vorhabenträgers demonstrieren gegen-
über Dritten den festen Willen der Organe und Behörden, die Beteiligung der Öffentlichkeit 
im Sinn von §5 Abs. 3 StandAG „[fortzuentwickeln]“. 

6. Werden Möglichkeiten gesehen, insbesondere in der Darstellung und Aufbereitung von 
Informationen und Ergebnissen, die zu einer besseren allgemeinen Verständlichkeit 
führen und somit mehr Transparenz ermöglichen könnten? 

Mit den oben skizzierten Medien und Organen verfügt das Verfahren über ausreichende und 
auch erfolgreich genutzte Informationskanäle, um genügend Transparenz (für Interessierte) 
zu schaffen. Die Frage ist eher, ob die Funktionen der einzelnen bestehenden und geplanten 
Formate (gemäß BASE, Abbildung 5) nicht ausgeweitet werden könnten. 

Abbildung 5: Strukturierte geplante Beteiligungsformate 

Quelle: BASE 2018 [67] (Auszug) 

Dem BASE ist voll und ganz zuzustimmen, wenn es in seiner Bilanz des Beitrags der FKT 
schreibt: „Es ist der Fachkonferenz gelungen, bei der Erörterung des Zwischenberichts Teil-
gebiete eigene inhaltliche Schwerpunkte zu setzen und Schwachstellen im Bericht zu iden-
tifizieren. Dabei lag eine besondere Stärke in der Vielfalt ihrer Perspektiven“ sowie „Die Ver-
antwortungsübernahme durch die Vorbereitungsgruppe trug maßgeblich dazu bei, den Zu-
sammenhalt und die Arbeitsfähigkeit der Konferenz zu sichern“ [49]. Für sich selber folgert 
das BASE aus der Erfahrung mit dem Format (ebd.): 
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„Als Träger der Beteiligung versteht es das BASE als seine Aufgabe, Fairness und Gerechtigkeit im 
Verfahren sicherzustellen sowie auch die Interessen derjenigen zu berücksichtigen, die sich aktuell 
noch nicht beteiligen können oder wollen. Für die Unterstützung einer repräsentativen wie 
integrativen Teilnehmerschaft wird es die Beteiligungsformate entsprechend der Bedarfe 
weiterentwickeln. Selbstorganisation wird es dabei als einen Bestandteil der 
Öffentlichkeitsbeteiligung mitdenken und, wo nötig, Grundlagen zu ihrer Umsetzung schaffen.“ 

Mit der tatsächlich erfolgten Beteiligung (aller möglichen Akteure) ist ein Wissens- und Erfah-
rungsschatz aufgebaut worden, den es zu pflegen und auszubauen gilt. Denn mit der FKT ist 
nicht nur ein „Beteiligungsinstrument“ geschaffen worden, „welches eine frühzeitige Einbe-
ziehung von Vertreterinnen und Vertretern der Teilgebiete ermöglichen soll“ (Abbildung 5, 
[67]), sondern es ist eine pluralistische multiperspektivische Kompetenzbasis „von unten“ 
entstanden, die neben den BGE- und weiteren Expertenberichten Grundlage für Facher-
kenntnisse und Prozesssicherheit sein kann. 

7. Welche Empfehlungen ergeben sich daraus für die nächsten Schritte der Phase 1, insbe-
sondere für die Entwicklung und Durchführung der repräsentativen vorläufigen Sicher-
heitsuntersuchungen? 

Das StandAG sieht die Auflösung der FKT vor, das ist zu akzeptieren. Doch sie kann als 
selbst und mithilfe von BGE und BASE entstandene bundesweite Fachöffentlichkeit ein (feh-
lendes) Bindeglied der Beteiligungslücke von Phase 1 Schritt 1 (Ebene Bund) zur Phase 2 
(Ebene Regionen) schaffen, dies zusätzlich zum Managementwerkzeug „Prozessgestal-
tungsgruppe“ des BASE. Ein Vorschlag findet sich in Tabelle 2 umseitig. Im Schweizer Ver-
fahren erhalten die ehrenamtlich tätigen Mitglieder der auch hier sogenannten „Regionalkon-
ferenzen“ eine gewisse finanzielle Entschädigung.24 Damit kann die längerfristige Hochhal-
tung der Motivation erreicht bzw. einer allfällig sich einstellenden Müdigkeit begegnet wer-
den. Die kontinuierliche Beschäftigung von sich fachlich weiterbildenden Laien mit den kom-
plexen Themen kommt auch dem Postulat der Begegnung der verschiedenartigen Akteure 
„auf Augenhöhe“ entgegen, besonders wichtig für die Auseinandersetzung mit den Sicher-
heitsuntersuchungen und der erdwissenschaftlichen Bewertung der Teilgebiete im Hinblick 
auf Phase 2. Bei jeder Beteiligungsanstrengung ist die Repräsentativität der Teilnehmenden 
in der Gesellschaft ein Dauerthema (Geschlecht, Alter, Herkunft, Biografien; Institutionen, 
Kommunen usw.) [69][42]. 

24 Regionalkonferenzen: Jura Ost (Bözberg, Kt. AG), https://www.jura-ost.ch/; Nördlich Lägern (Unterland, Kt. 
ZH), https://regionalkonferenz-laegern.ch/; Zürich Nordost (Weinland, Kt. ZH), http://www.zuerichnordost.ch/. 
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Tabelle 2: Abfolge von Beteiligungs- und Sicherheitsaspekten im Standortauswahlverfahren. 
Vorschlag für das weitere Vorgehen 

Ebene/Zeit-
abschnitt 

Phase 1 E Phase 2 E Phase 3 E 

Schritt 1 

Id. Teilge-
biete 

Schritt 2 

Id. mögl. 
Staoreg. 

Übertägige 
Erkundung 

Untertägige 
Erkundung 

Gemäß 
StandAG 

§13 §14 §15 §16 §17 §18 §19

Zukunftsrat ________ ________ ________ _ 

Verfahrens-
führung 

BASE ________ ________ ________ ________ 

Erdwissen-
schafts-und 
Sicherheits-
fragen 

BGE: 
Sicherheits-
untersuchungen 

repräsen-
tative 
vorläufige 

weiterent-
wickelte 
vorläufige 

umfassen-
de 
vorläufige 

Erkundungs-
programme 

________ ________ ________ 

Öffentlichkeits-
beteiligung 

NBG mit 
Partizipa-

 tionsbeauf-
 tragtem 

------------- ________ ________ ________ _ 

Bundesweit 

FKT ________ 

Fachöffent-
 lichkeit 

(≈FKT) 

________ ________ Binde-
glied 1 
und 

________ ________ _ 

Prozessge-
 staltungs-
 gruppe 

(BASE/NBG) 

________ Binde-
glied 2 
in der 

________ ________ _ 

FKRdR Lücke ________ ________ _ 

Regional zur 

 Regional- 
 konferenzen 

Ebene 
Region 

________ ________ _ 

FKT Fachkonferenz Teilgebiete, FKRdR Fachkonferenz Rat der Regionen, Hauptakteure, erhaltene/neue Beteili-
gungsformate (Vorschlag), E Entscheid Bundestag 
Quelle: eigene Zusammenstellung 



 

 

 

Mit dem auch in der FKT aufgebauten Fachwissen lassen sich die Sicherheitsuntersuchun-
gen in einer mehrsträngigen Überprüfung begleiten. Auch bei der Beurteilung der Erkun-
dungsprogramme der BGE erfährt damit die Verfahrensleitung BASE eine gouvernanzmäßig 
wünschbare Entlastung von der Aufgabe, diese gemäß §4 Abs. 1 Ziff. 1 StandAG „festzule-
gen“. 

8. Welche Empfehlungen ergeben sich daraus für die weiteren Beteiligungsformate im Ver-
fahren, insbesondere auch für etwaige Nachfolgeformate der Fachkonferenz Teilgebiete? 

Im Zeichen des Gesagten wird vorgeschlagen, die Beteiligung der Öffentlichkeit(en) durch 
das NBG begleiten zu lassen – „führen“ wäre ein zu einschränkender Begriff, wenn das Kon-
zept der Eigenverantwortlichkeit und Selbstorganisation glaubhaft weiterverfolgt werden soll. 
Mit dieser (verstärkten) Begleitung der Partizipation verlöre das Gremium die in §8 Abs. 1 
StandAG statuierte Unabhängigkeit in keiner Weise, sondern käme seiner ebenfalls gesetz-
lich geforderten Vermittlungsfunktion (aktuell zwischen FKT und BASE) noch näher, zumal 
sein „Partizipationsbeauftragter“ diese Aufgabe bereits, offenbar allseits zufriedenstellend, 
wahrgenommen hat. Die Frage, ob ein „Fachforum“ gemäß FKT oder eher ein „Feedback-
Forum“ nach dem Willen des BASE eingerichtet werden soll, kann wohl nicht überparteilich 
von diesem letzteren entschieden werden. Die „Prozessgestaltungsgruppe“ dagegen obliegt 
dem BASE als Verfahrensleitung. Da bekanntlich das Unternehmen der Entsorgung radio-
aktiver Abfälle mit dem Standortentscheid nicht endet, sondern eigentlich erst wirklich be-
ginnt, ist die Schaffung eines „Zukunftsrats“ zu überlegen, der „über“25 den Dingen – und der 
Tagespolitik – stünde, umso mehr als die „Gründung eines Rates der jungen Generation“ 
[50] erst ein zaghafter kleiner Schritt ist zur langfristigen gesellschaftlichen Einbettung der 
großen Aufgabe, vor der alle stehen (siehe Kapitel 4.2).26 

4.2 Weiterführende Fragestellungen 
Die acht in der Ausschreibung gestellten Leitfragen behandelten summarisch drei Oberbe-
reiche: „Sicherheit“ (einschließlich zu definierender „Optimierung“ und Peer-Reviewing), „Re-
gulierung“ (behördliche Aufsichts- und Genehmigungstätigkeit) sowie „Partizipation“. Abgren-
zungen sind fließend und Kriterien wie Vertrauen, Transparenz oder Lernen selbstredend 
Querschnittsfragen: 

• Sicherheit: Leitfrage 1, 5, (6), 7 
• Regulierung: Leitfrage 2, 5, (6), 7 
• Partizipation: Leitfrage 3, 4, (6), 8 

Weiterführende Fragestellungen drängen sich, hier skizzenhaft niedergelegt, auf. Es herrscht 
kein Anspruch auf Vollständigkeit oder Durchdachtheit. 

25 Trans-: transscientific, transdisciplinary, transgenerational, transpolitical, transboundary (Auslotung des Kon-
zepts an verschiedenen Orten [3][8][15][16][12][55][71][29]). 
26 Die Modalitäten eines wie auch immer gearteten „Zukunftsrats“, „Nationalen Rats für Langzeitfragen im Um-
weltbereich“ o. dgl. sind zu diskutieren [3][8][16]. Seine Perspektive geht weit über die Sichtweisen und Interes-
sen eines „Rats der Regionen“ hinaus, wie dessen Titel ja bereits suggeriert. 
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Wie wird die Kontinuität des Erkenntnisaufbaus sichergestellt („securing knowledge“)? 

Im Schweizer Verfahren hat sich gezeigt, dass mehrere Köche den Brei nicht versalzen, son-
dern zu einem schmackhafteren Gericht anreichern können (gegessen wird erst in etwa zehn 
Jahren, wenn die schweizerischen Stimmberechtigten mehrheitlich ja sagen) [19][20][21][24]. 
Fachgremien sind in der Regel partizipativ zusammengesetzt: Projektant (Vorhabenträger), 
verfahrensleitende Behörde, technische Aufsichtsbehörde, Experten (aus den Kantonen und 
auch aus Deutschland27), Regionalkonferenzen der drei (sich noch im Verfahren befindli-
chen) möglichen Standortregionen.28 Beiträge der regionalen Partizipation sind bedenkens-
wert, so zur Prozesssicherheit oder zu sicherheitstechnischen Fachaspekten [72][73] Ein 
strategisches Monitoring des gesamten Entsorgungsprogramms dagegen – über das Stand-
ortsuchverfahren hinaus – fehlt, nach Ansicht des Verfassers weltweit [33][12]. Ebenso gibt 
es bisher keine wissenschaftliche Evaluationsforschung, die insbesondere den Umgang mit 
besonders schwierig fassbaren Kriterien/Prinzipien wie „hinterfragend“ und „lernend“ im lau-
fenden Prozess durchleuchten könnte.29 

Wie wird die Beteiligung verschiedener Öffentlichkeiten in den kommenden Phasen sicher-
gestellt? Wozu überhaupt wurde und wird die „Öffentlichkeitsbeteiligung“ organisiert? 
(Eine ehrliche Antwort ist erwünscht) 

Die Fragen der Beweggründe für die Beteiligungsaktivitäten aus Abbildung 3 müssen beant-
wortet werden, damit keine Überraschungen und Frustrationen (allseitig) auftreten. Es ist 
allen Beteiligten reinen Wein einzuschenken, ob und wie ihre „Anliegen ernst genommen 
werden“ und sie den Eindruck haben, „tatsächlich etwas im Prozess der Standortauswahl 
bewirken … können“ [52]. So besteht die Chance, dass die Motivation der Teilnehmenden 
hochgehalten werden kann. Es geht nicht darum, möglichst viele teilnehmende Individuen zu 
erreichen, sondern möglichst alle relevanten Perspektiven einzubeziehen [36]. 

Wie wird der – tatsächliche – Austausch zwischen Akteuren sichergestellt? Insbesondere 
zwischen Vorhabenträger/Gesuchsteller, Aufsichtsbehörde, Genehmigungsbehörde, Verfah-
rensleitung, Gesetzgeber, Begleit- und Beobachtergremien, Gutachtern, nationalen bis regio-
nalen Öffentlichkeiten. 

Die Schweizer Erfahrung deutet darauf hin, dass es sinnvoll ist, alle involvierten Staatsebe-
nen (Bund-Kantone-Regionen-Gemeinden) kontinuierlich zu beteiligen [21][20][24][33][22]. 

Wie wird eine Diskurs-, Fehler- und Lernkultur initiiert, entwickelt, gepflegt und gelebt? Wie 
werden die verschiedenen Institutionen in diesem Sinn ausgestaltet? 

Die ELK stellte 2016 Folgendes fest: Es „braucht … ein wirklich partizipatives Suchverfahren, 
das gleichermaßen die historisch aufgeladene Konfliktlage, die Komplexität der Materie und 

27 Expertengruppe Schweizer Tiefenlager (ESchT), https://www.escht.de. 
28 Bund: https://www.bfe.admin.ch/bfe/de/home/versorgung/kernenergie/radioaktive-abfaelle/sachplan-
geologische-tiefenlager.html, Kantone: https://www.zh.ch/radioaktiveabfaelle.
29 So ist eigentlich nicht das „Verfahren“ an sich „sebsthinterfragend“ oder „lernend“ (StandAG, §1 Abs. 2 [2]), 
sondern es sind dies die Akteure, vom Entscheider zu Topkadern bis zu den Mitarbeitenden vor Ort (oder eben 
nicht oder zuwenig). 
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die zu erwartende Dauer von mehreren Jahrzehnten berücksichtigt. Umfassende Partizipa-
tion ist dabei das wesentliche Fundament des Verfahrens, welches durch Beteiligung nicht 
nur den Prozess, sondern auch das Ergebnis qualitativ hochwertiger, legitimierter und ak-
zeptierbar gestaltet“ [52]. Die Art und Weise, wie genau die aktuelle „Beteiligungslücke“ 
(Abbildung 4) geschlossen wird, wird zeigen, wie lernfähig, bereit und selbsthinterfragend die 
erwähnten Akteure sind – alle, gemeinsam. Zu begrüßen sind Aktivitäten, wie der Diskurs zu 
verschiedenen Themen (z. B. Umgang mit Ungewissheiten in Dosisberechnungen bis zur 
Prozesssicherheit, Ausleuchtung des „St. Florian“prinzips30) oder auf verschiedenen Ebenen 
(z. B. Zwischenlager, Landkreise/Kommunen) gesucht und verstärkt werden kann.31 Weitere 
Anregungen zu „zusätzlichen Orten des Erfahrungs- und Wissensaustausches“ und „Refle-
xionsräumen“ hat die Deutsche Arbeitsgemeinschaft Endlagerforschung (DAEF) 2021 ge-
geben [79] (siehe auch Abbildung 6). 

Abbildung 6: Akteure und Lernzyklen im Standortauswahlverfahren 

Quelle: DAEF 2021 [79] 

30 Eigenzitat aus Flüeler 2002 [3]: „In Weiterführung des Gedankens könnte auch der Einstieg in die Nutzung der 
Atomkerntechnologie ohne Konzepte der Abfallwirtschaft als ‚St. Florian‘ definiert werden. Doch ist die Bemühung 
von ‚NIMBY‘ oder St. Florian weder in der einen noch in der anderen Weise produktiv; sie führt zu Etikettierung 
und Schuldzuweisung, ohne das Problemmuster zu erkennen [74]. Überdies wird sie durch Empirie widerlegt: 
Von 100 000 Bildern, die Slovic et al. 1991 durch Wort-/Bildassoziationen in einer Umfrage erhielten, sind nur 
273 auf ‚NIMBY‘ zurückzuführen [75]. Andere Untersuchungen bestätigen dies [76][77] …. Im Gegensatz zur ego-
istischen ‚NIMBY‘-Verteidigung von Sonderinteressen hebt der Begriff ‚NIABY‘ (‚not in anyone‘s back yard‘) den 
allgemeinen Wertkonflikt hervor [78]“ (Bd. I, S. 123). Außerdem: LULU: „Locally Unwanted Land Use“ [77], „lokal 
unerwünschte Projekte, Anlagen und Einrichtungen (LUPAE)“ [74]. 
31 Wie an der 55. Sitzung des NBG (vom 22.10.2021) zur Jahresplanung 2022 diskutiert (u. a. Streitgespräche, 
Runde Tische, Kamingespräche mit Bundesparlamentarier*innen, NBG „unterwegs“). 
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Wie wird die komplexe Beziehung zwischen Produkt- und Prozessbezogenheit angegangen? 
Stichworte sind beispielsweise Verfahrensentwicklung, Entscheidungsbeteiligung, Aufbau 
gegenseitigen Vertrauens, „Optimierung“ in Bezug auf welche Ziele, Stoppregeln, Zeitbedarf. 

Verursacher und staatliche Behörden haben das Ziel (und die Aufgabe), die radioaktiven Ab-
fälle an einem (best-)geeigneten Standort endzulagern. Sie haben, wie oben erwähnt, ein 
Produkt im Auge, „optimiert“ auf den guten Standort auf dem Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland. Akzeptanz kann, darf kein Suchkriterium sein.32 Die interessierte und betrof-
fene Öffentlichkeit dagegen hat vielleicht in ihrer Mehrheit umwelt- und energiepolitisch ganz 
andere Ziele, jedenfalls nicht, bei sich in der Nähe ein Millionen Jahre strahlendes „Endlager“ 
zu beherbergen. Die Unternehmung ist auch hochkomplex, allein technisch, und kann von 
Laien selbstredend und im wahrsten Sinn des Worts nicht durchschaut werden. Nach ge-
machten Erfahrungen mit „verbrannten Erden“ ist die wie auch immer geartete Öffentlichkeit 
zumindest skeptisch den Verursachern und den Behörden gegenüber. Nicht sie, sondern 
diese sind den Tatbeweis schuldig. 

Um das Lastenungleichgewicht kommen wir nicht herum, was Nutzen für alle Stromkonsu-
mierenden und Bürden für eine relativ kleine Region betrifft. Doch kein Lager soll einer Re-
gion aufgezwungen werden! Die Betroffenen sind umfassend und ernsthaft zu beteiligen, 
und zwar so, dass ihre Bedürfnisse, Werte und Interessen in die Entscheidungsfindung ein-
fließen, auch wenn sie – im Gegensatz zu Schweden oder Finnland – kein Vetorecht haben. 
Am Schluss wird es – machen wir uns nichts vor – keinen Konsens geben, sondern die Be-
troffenen werden im besten Fall sagen: Wir sind zwar überstimmt, aber wir sehen ein, es 
braucht ein Lager, es ist für uns glaubhaft sicher, und die Spielregeln, zu denen wir am An-
fang Ja sagten, wurden von respektvollen, vertrauenswürdigen kompetenten Akteuren in ei-
nem in den Grundzügen nachvollziehbaren, systematischen und sicherheitsgerichteten Pro-
zess eingehalten, dann dulden wir es halt bei uns. Das BASE legte in seiner Schrift „Unter-
schiedliche Rollen – ein Ziel“ 2018 fest: „Beteiligung heißt Verantwortung übernehmen“ [67]. 
Das kann aber nur, wer wirklich, ernsthaft, umfassend beteiligt wird. 

Wie in Kapitel 2.1 angesprochen, kann es streng genommen keine vollständige Verfahrens-
fairness geben, da die voraussichtlich potenziell Meistbetroffenen noch gar nicht geboren 
sind, also keine Stimme haben. Kasperson und Kollegen forderten 1983 konsequenterweise 
einen „public defender for the future“, also einen „öffentlichen Zukunftsanwalt“ mit unabhän-
gigem technischen Personal und Eingriffskompetenz [85]. Posner sprach sich 1990 für einen 
„Zukunftsrat“ aus [86], in der Folge wurde in der Schweiz das „Modell von Flüh“ 1995/96 
skizziert [87] (Leitfrage Nr. 8). Hier ist institutionelle Innovation gefragt [88]. Gefragt ist in je-
dem Fall, ob und wie der Stab von einer Generation (von Technikern, Wissenschaftlerinnen, 
Politikern, Bürgerinnen, Betroffenen) an die nächste weitergereicht werden kann. 

32 Im Hinblick auf eine mögliche Umkehrbarkeit der Entscheide und entsprechende „Rücksprünge“ [53][89] ist die 
Entwicklung des „Endlager“- zu einem „Tiefenlager“-Konzept zu diskutieren (mit mehr Kontrollmöglichkeiten und 
Meilensteinen als im konventionellen „Endlager“-Konzept, siehe [80][3][81][82][71][83][84]). Außerdem wird sich 
der Vorhabenträger BGE von (heute) einem wissenschaftlichen Kompetenzzentrum zu einem Lagerbauer und 
-betreiber umbauen müssen. 

28 





5. Quellenverzeichnis 
[1] Nationales Begleitgremium (2021): Leistungsbeschreibung. Thema: „Peer Review von Schritt 1 
der Phase 1 des Standortauswahlverfahrens“. 6. August 2021. Projektnr. 157714. Az 07 124/0143. 
Umweltbundesamt, Referat Z 1.5 – Zentrale Vergabestelle, Dessau-Roßlau 

[2] Gesetz zur Suche und Auswahl eines Standortes für ein Endlager für hochradioaktive Abfälle, 
StandAG, Standortauswahlgesetz vom 5. Mai 2017 (BGBl. I S. 1074), das zuletzt durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 7. Dezember 2020 (BGBl. I S. 2760) geändert worden ist 

[3] Flüeler, T. (2002): Radioaktive Abfälle in der Schweiz. Muster der Entscheidungsfindung in kom-
plexen soziotechnischen Systemen. Band I und II. Dissertation Nr. 14645. ETH, Zürich. disserta-
tion.de, Berlin. ISBN 3-89825-485-2. https://www.research-
collection.ethz.ch/handle/20.500.11850/146946 (alle Internetseiten abgerufen am 18.10.2021), Bd. I, 
S. 114, 123 

[4] Scholz, R. W., Tietje, O. (2002): Embedded case study methods. Integrating quantitative and 
qualitative knowledge. Sage, Thousand Oaks, CA, S. 26ff., 34f. 

[5] Ninck, A. u. a. (1997): Systemik. Integrales Denken, Konzipieren und Realisieren. Verlag 
Industrielle Organisation/Orell Füssli, Zürich, S. 128 

[6] Beck, U. (1986): Risikogesellschaft – auf dem Weg in eine andere Moderne. Suhrkamp, Frankfurt 
a. M., S. 120 

[7] Luhmann, N. (1990, 21993): Soziologische Aufklärung 5. Konstruktivistische Perspektiven. West-
deutscher Verlag, Opladen. „Risiko und Gefahr“. In: Krohn, W., Krücken, G. (Hrsg., 1993): Riskante 
Technologien: Reflexion und Regulation. Einführung in die sozialwissenschaftliche Risikoforschung. 
Suhrkamp, Frankfurt a. M., S. 138-185; S. 150, 161 

[8] Flüeler, T. (2005c): Long-term knowledge generation and transfer in environmental issues – A 
challenge to a knowledge-based society. Setting the scene. In: Carrasquero, J. V., Welsch, F., Oro-
peza, A., Flüeler, T., Callaos, N. (eds): Proceedings PISTA 2005. The 3rd International Conference on 
Politics and Information Systems: Technologies and Applications. 14-17 Jul, 2005, Orlando, Florida. 
International Institute of Informatics and Systemics. Orlando, FA: IIIS Copyright Manager, S. 20-25, S. 
1-3 

[9] Rittel, H. W. J., Webber, M. M. (1973) Dilemmas in a general theory of planning. Political 
Sciences, 4, S. 155-169 

[10] Brunnengräber, A. (2019): The wicked problem of long term radioactive waste governance. In: 
Brunnengräber, A., Di Nucci, M. (eds): Conflicts, participation and acceptability in nuclear waste 
governance. Energiepolitik und Klimaschutz. Energy Policy and Climate Protection. Springer VS, 
Wiesbaden, S. 335-355 

[11] Metlay, D., Sarewitz, D. (2012) Decision strategies for addressing complex, “messy” problems. 
The Bridge – Linking engineering and society. Social Sciences and Engineering Practice. Fall 2012, 
42(3), S. 6-16. The National Academy of Engineering. National Academy Press, Washington, DC 

[12] Flüeler, T. (im Druck, erscheint 2022): Literacy in long-term governance of controversial socio-
technical environmental issues. A guide for Strategic monitoring of radioactive waste, conventional 
toxic waste, and carbon storage. Springer Textbooks in Earth Science, Geography and Environment. 
Springer Nature, Cham, Switzerland 

[13] Ropohl, G. (1978, 21999): Allgemeine Technologie. Eine Systemtheorie der Technik. Carl Hanser 
Verlag, München, S. 142f. 

[14] Parker, F. L., Broshears, R. E., Pasztor, J. (1984): The disposal of high-level radioactive waste 
1984. A comparative analysis of the state-of-the-art in selected countries. Volume I + II. NAK Rapport 

30 

https://www.research-collection.ethz.ch/handle/20.500.11850/146946
https://www.research-collection.ethz.ch/handle/20.500.11850/146946


11, Swedish National Board for Spent Nuclear Fuel. Beijer Institute, Royal Swedish Academy of 
Sciences, Stockholm, S. 101 

[15] Flüeler, T. (2005d): Long-term knowledge generation and transfer in radioactive waste govern-
ance. A framework in response to the “Future as an Enlarged Tragedy of the Commons”. In: Carras-
quero, J. V., Welsch, F., Oropeza, A., Flüeler, T., Callaos, N. (eds): Proceedings PISTA 2005. The 
3rd International Conference on Politics and Information Systems: Technologies and Applications. July 
14-17, 2005, Orlando, Florida. International Institute of Informatics and Systemics, IIIS Copyright 
Manager, Orlando, FA, S. 20-25 

[16] Flüeler, T. (2006b): Decision making for complex socio-technical systems. Robustness from les-
sons learned in long-term radioactive waste governance. Series Environment & Policy, 42. Springer, 
Dordrecht NL, S. 259 

[17] IAEO/AIEA (1997): Convention commune sur la sûreté de la gestion du combustible usé et sur la 
sûreté de la gestion des déchets radioactifs (Gemeinsames Übereinkommen über die sichere 
Handhabung abgebrannter Brennelemente und über die sichere Handhabung radioaktiver Abfälle). 
Verabschiedung am 5.9.1997. Agence Internationale d’Energie Atomique AIEA, Vienne (dt. Text in der 
Botschaft 99.035 des Schweizerischen Bundesrats vom 31.3.1999), Präambel xi 
(https://www.iaea.org/topics/nuclear-safety-conventions/joint-convention-safety-spent-fuel-
management-and-safety-radioactive-waste, siehe auch https://www.bmu.de/themen/atomenergie-
strahlenschutz/nukleare-sicherheit/internationales/internationale-uebereinkommen/gemeinsames-
sicherheitsuebereinkommen) 

[18] Nuclear Energy Agency, NEA (1999): Confidence in the long-term safety of deep geological 
repositories. Its development and communication. OECD, Paris, S. 11 

[19] Flüeler, T. (2014d): Sachplan geologische Tiefenlager – aktuelle Einschätzung aus kantonaler 
Sicht. Vortrag am Mont-Terri-Felslabor anlässlich des Besuchs des Landesumweltministeriums Nie-
dersachsen. St-Ursanne, 2. September 2014 

[20] Flüeler, T. (2014c): Inclusive assessment in a site-selection process – Approach, experience, 
reflections and some lessons beyond boundaries. In: DAEF Conference: Key topics in deep geological 
disposal, Cologne, Sep 24-26, 2014 

[21] Flüeler, T. (2014b): Extended reviewing or the role of potential siting cantons in the ongoing 
Swiss site selection procedure (“Sectoral Plan”). In: NEA (ed): The safety case for deep geological 
disposal of radioactive waste: 2013 state of the art. Symposium proceedings. Nuclear Energy Agency, 
Paris, 7-9 Oct, 2013. OECD, Paris, S. 405-412 

[22] Ausschuss der Kantone (AdK) (2017). Sachplan geologische Tiefenlager. Stellungnahme zu 
Etappe 2. AWEL, Zürich, 34 S. https://www.zh.ch/radioaktiveabfaelle 

[23] Flüeler, T. (2015): Inclusive assessment in a site-selection process – Approach, experience, re-
flections and some lessons beyond boundaries. In: S. Fanghänel (ed): Deutsche Arbeitsgemeinschaft 
für Endlagerforschung (DAEF). Key topics in deep geological disposal: Conference report, Köln 2014. 
Karlsruher Scientific Reports 7696. Karlsruher Institut für Technologie, Karlsruhe, S. 53-58 

[24] Flüeler, T. (2014a): Inclusive assessment in a site-selection process – Approach, experience, 
reflections and some lessons beyond boundaries. DAEF Conference: Key topics in deep geological 
disposal, Köln, 24-26 Sep. 

[25] Flüeler, T. (2010): Partizipation im Schweizer Sachplan geologische Tiefenlager – ein Zwischen-
stand. Forum Endlager-Dialog, Hannover, 27. Jan. 2010 

[26] Flüeler, T., Blowers, A. (2007c): Decision-making processes in radioactive waste governance. 
Insights and recommendations. Work Package 3 “Quality of decision-making processes”. COWAM 2. 
Cooperative research on the governance of radioactive waste management. Feb 2007. 26 S. 

[27] Flüeler, T. (ed, 2007b): Decision-making processes in radioactive waste governance. Insights and 
recommendations. Work Package 3 “Quality of decision-making processes” 

31 

https://www.iaea.org/topics/nuclear-safety-conventions/joint-convention-safety-spent-fuel-management-and-safety-radioactive-waste
https://www.iaea.org/topics/nuclear-safety-conventions/joint-convention-safety-spent-fuel-management-and-safety-radioactive-waste
https://www.bmu.de/themen/atomenergie-strahlenschutz/nukleare-sicherheit/internationales/internationale-uebereinkommen/gemeinsames-sicherheitsuebereinkommen
https://www.bmu.de/themen/atomenergie-strahlenschutz/nukleare-sicherheit/internationales/internationale-uebereinkommen/gemeinsames-sicherheitsuebereinkommen
https://www.bmu.de/themen/atomenergie-strahlenschutz/nukleare-sicherheit/internationales/internationale-uebereinkommen/gemeinsames-sicherheitsuebereinkommen
https://www.zh.ch/radioaktiveabfaelle


[28] Flüeler, T. (ed) (2007a): Decision-making processes in radioactive waste governance. Appendix: 
Synopsis of national decision-making processes (Belgium, Czech Republic, France, Germany, Hun-
gary, Netherlands, Romania, Slovenia, Spain, Sweden, Switzerland, United Kingdom). Work Package 
3 “Quality of decision-making processes”. COWAM 2. Cooperative research on the governance of 
radioactive waste management. Feb 2007. 72 S. 

[29] Flüeler, T. (2003): Die Einbettung der Arbeit des AkEnd in den internationalen Kontext. Kommen-
tar aus der Sicht eines Beobachters. In Dally, A. (Hrsg.): Atommüll und sozialer Friede. Strategien der 
Standortsuche für nukleare Endlager. Loccumer Protokolle 05/03. Evangelische Akademie, Rehburg-
Loccum, S. 121-147 

[30] Ahlström, P.-E., Flüeler, T., Leijon, B., Ström, A. (2003): ILK-Stellungnahme zu den Empfehlun-
gen des Arbeitskreises Auswahlverfahren Endlagerstandorte (AkEnd). Internationale Länderkom-
mission Kerntechnik), Juli 2003. Stockholm/Zürich/Augsburg 

[31] Flüeler, T. (2001): Lagerung radioaktiver Abfälle in der Schweiz: „Erfahrungen mit dem Bürger-
dialog“ oder der Umgang mit Dissens. Vortrag vor dem deutschen Arbeitskreis Auswahlverfahren 
Endlagerstandorte AkEnd. Hauptabteilung für die Sicherheit der Kernanlagen HSK, Würenlingen, 
13.3.2001 

[32] Flüeler, T. (2005b): „Akzeptanz durch Partizipation?“ Bern, 29. Juni 2005. Tagungsbericht für 
„Technikfolgenabschätzung. Theorie und Praxis“, Zeitschrift des Instituts für Technikfolgenabschät-
zung und Systemanalyse (ITAS) im Forschungszentrum Karlsruhe, 3. Dez., S. 145-148 

[33] Flüeler, T. (2019): Strategic Monitoring – a proposal for the institutional surveillance of complex 
and long-term disposal programmes. In: MODERN2020. Development and Demonstration of moni-
toring strategies and technologies for geological disposal. Contract No. 622177. Deliverable no. 6.3. 
Final Conference Proceedings. Second Intern. Conf. on Monitoring in geological disposal of radio-
active waste: Strategies, technologies, decision-making and public involvement. Work Package 6, S. 
291-298. http://www.modern2020.eu/fileadmin/user_upload/Modern2020-
_D6.3_PU_Conference_proceedings_FINAL-web.pdf 

[34] Stauffacher, M., Krütli, P., Flüeler, T., Scholz, R. W. (2012): Learning from the transdisciplinary 
case study approach: A functional-dynamic approach to collaboration among diverse actors in applied 
energy settings (Chapter 11). In: Spreng, D., Flüeler, T., Minsch, J., Goldblatt, D. (eds, 2012): Tackling 
long-term global energy problems: the contribution of social science. Series Environment & Policy, 52. 
Springer, Dordrecht, NL, S. 227-245 

[35] Krütli, P., Stauffacher, M., Flüeler, T., Scholz, R. W. (2010): Functional-dynamic public participa-
tion in technological decision making: Site selection processes of nuclear waste repositories. Journal 
of Risk Research, 13(7), S. 861-875 

[36] Flüeler, T. (2016): On the Final Report of the German Commission on Nuclear Waste Disposal. 
Reflections by an external observer. 2nd DAEF Conference on Key topics in deep geological disposal. 
Cologne, 26-28 Sep 2014 (Folien) 

[37] KASAM (1999): Nuclear Waste. State-of-the-art reports 1998. SOU 1998:68. Norstedts Tryckeri 
AB, Stockholm, S. 3 

[38] Kasperson, R. E., Golding, D., Tuler, S. (1992): Social distrust as a factor in siting hazardous 
facilities and communicating risks. Social Issues, 48(4), S. 161-187 

[39] Schneider, G. (1998): Ökologisches Verhalten – ein Ergebnis von Wertekonflikten? In: Schneider, 
G. (Hrsg.): Zwischen allen Stühlen. Entscheidfindung in Konfliktsituationen. Rüegger, Chur, S. 10 

[40] Sowden, L. (1984): The inadequacy of Bayesian decision theory. Philosophical Studies, 45, S. 
293-313 

[41] Arnstein, S. R. (1969): A ladder of citizen participation. Journal of the American Institute of Plan-
ners, 35(4), S. 216-224 

32 

http://www.modern2020.eu/fileadmin/user_upload/Modern2020


[42] Nanz, P., Fritsche, M. (2012): Handbuch Bürgerbeteiligung. Verfahren und Akteure, Chancen und 
Grenzen. Bundeszentrale für politische Bildung, Bonn 

[43] BASE (2021c): Abschlussdokumentation der Onlinebeteiligung zur Fachkonferenz Teilgebiete. 
722 S. 

[44] BASE (2021a): Die Suche nach einem Endlager für hochradioaktive Abfälle. Was Sie dazu 
wissen sollten. Informationen für Bürgerinnen und Bürger. Stand Juni 2021. BASE, Berlin, S. 3, 12 

[45] Deutscher Bundestag, 18. Wahlperiode (2017): Drucksache 18/11398. 07.03.2017. Gesetzent-
wurf der Fraktionen CDU/CSU, SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Entwurf eines Gesetzes zur 
Fortentwicklung des Gesetzes zur Suche und Auswahl eines Standortes für ein Endlager für Wärme 
entwickelnde radioaktive Abfälle und anderer Gesetze (einschließlich Begründung, S. 43ff., zur Eigen-
verantwortlichkeit der Beteiligung S. 51) 

[46] Flüeler, T. (1998): Decision anomalies and institutional learning in radioactive waste manage-
ment. 8th International Conference on High-Level Radioactive Waste Management, Las Vegas. Ameri-
can Nuclear Society, La Grange Park, IL, S. 796-799 

[47] Brunnengräber, A., Di Nucci, M. R. (eds, 2019): Conflicts, participation and acceptability in nu-
clear waste governance. An international comparison, 3. Springer, Wiesbaden 

[48] Brohmann, B., Brunnengräber, A., Hocke, P., Isidoro Losada, A. M. (2021, Hrsg.): Robuste Lang-
zeit-Governance bei der Endlagersuche. Soziotechnische Herausforderungen im Umgang mit hoch-
radioaktiven Abfällen. transcript Verlag, Bielefeld 

[49] BASE (2021d): Das erste formelle Beteiligungsformat im Standortauswahlverfahren: Rückblick 
auf die Fachkonferenz Teilgebiete, 03.09.2021, 15 S., S. [7, 10, 13] (nicht paginiert) 

[50] Fachkonferenz Teilgebiete (2021): Bericht der Fachkonferenz Teilgebiete. Februar 2021 bis Au-
gust 2021. 07.09.2021, rev. 17.09.2021). FKT_Bt3_037, 119 S., S. 8, 33 

[51] BASE (2021b): Diskussionsgrundlage für ein Beteiligungskonzept für das Standortauswahlver-
fahren. Wie gestalten wir die Öffentlichkeitsbeteiligung in Schritt 2 von Phase 1 des Standortauswahl-
verfahrens? Stand: 05.08.2021 (2., überarbeitete Fassung) 

[52] Endlagerkommission (ELK) (2016): Abschlussbericht der Kommission Lagerung hoch radioakti-
ver Abfallstoffe. Verantwortung für die Zukunft. Ein faires und transparentes Verfahren für die Auswahl 
eines nationalen Endlagerstandortes. K Drs. 268, 683 S., S. 29, 421, 39 

[53] Arbeitskreis Auswahlverfahren Endlagerstandorte (AkEnd) (2002): Auswahlverfahren für Endla-
gerstandorte. Empfehlungen des AkEnd. K-MAT 1. W & S Druck GmbH, Köln, 272 S., S. 71 

[54] BASE (2021c): Schreiben des Präsidenten W. König an die Ko-Vorsitzende des NBG, M. 
Schreurs, vom 08.09.2021 

[55] Flüeler, T. (2004a): Long-term radioactive waste management: Challenges and approaches to 
regulatory decision making. In: Spitzer, C., Schmocker, U., Dang, V. N. (eds): Probabilistic safety as-
sessment and management 2004. PSAM 7 – ESREL’04. Berlin, 14-18 Jun. Vol. 5. Springer, London, 
S. 2591-2596 

[56] Ravetz, J. R. (1980): Public perceptions of acceptable risks as evidence for their cognitive, tech-
nical and social structure. In: Dierkes, M., Edward, S., Coppock, R. (eds): Technological risk. Its per-
ception and handling in the European Community. Oelgeschlager, Gunn & Hain, Königstein, S. 45-54, 
S. 53 

[57] Evers, A., Nowotny, H. (1987): Über den Umgang mit Unsicherheit. Die Entdeckung der Gestalt-
barkeit von Gesellschaft. Suhrkamp, Frankfurt a. M, S. 247f. 

[58] Kraft, M. E. (1991): Public and state responses to high-level nuclear waste disposal: learning from 
policy failure. Policy Studies Review, 10(4), S. 152-166, S. 164 

33 



[59] O’Riordan, T. (1995): Introduction: risk management in its social and political context. In: O’Rior-
dan, T. (ed): Perceiving environmental risks. Readings in environmental psychology. Academic Press, 
London, S. 1-10, S. 8 

[60] Otway, H., von Winterfeldt, D. (1992): Expert judgment in risk analysis and management: pro-
cess, context, and pitfalls. Risk Analysis, 12(1), S. 83-93 

[61] Marshall, E. (1991): The geopolitics of nuclear waste. Science, 251, S. 864-867 

[62] BMU (2021): Bericht der Bundesregierung für die siebte Überprüfungskonferenz im Mai 2021 zur 
Erfüllung des Gemeinsamen Übereinkommens über die Sicherheit der Behandlung abgebrannter 
Brennelemente und über die Sicherheit der Behandlung radioaktiver Abfälle. Stand: August 2020. 344 
S., S. 135 

[63] Cambridge Dictionary (online): Eintrag „public” (noun/Substantiv). UK Britisch, US Amerikanisch. 
https://dictionary.cambridge.org 

[64] Wikipedia(online): https://en.wikipedia.org/wiki/Publics 

[65] Squire, P., Lindsay, J. M., Covington, C. R., Smith, E. R. A. N. [Blasco, S.] (1995/2017, multiple 
editions): Dynamics of democracy,. Brown & Benchmark, Madison, WI/Atomic Dog Publishing, Mason, 
OH, 596 S. 

[66] Habermas, J. (1990): Strukturwandel der Öffentlichkeit. Untersuchungen zu einer Kategorie der 
bürgerlichen Gesellschaft. Suhrkamp, Frankfurt a. M. (urspr. Habilitation 1962) 

[67] BASE (2018): Unterschiedliche Rollen – ein Ziel. Positionspapier des BASE zur Öffentlichkeits-
beteiligung in der Standortauswahl. April 2018. BASE, Berlin, 40 S., S. 26, 28f. 

[68] NEA (2019b): Country-specific safety culture forum: Finland. NEA No. 7488. WANO, STUK, NEA. 
OECD, Paris 

[69] Alpiger, C. (2016): Partizipative Entsorgungspolitik in der Schweiz. Evaluation von Beteiligungs-
verfahren bei der Suche nach Lagerstätten für radioaktive Abfälle. Reihe: Politik und Demokratie in 
den kleineren Ländern Europas | Politics and Governance in the Smaller European Democracies, 17. 
Nomos, Baden-Baden 

[70] Flüeler, T. (2014e): Standortauswahl für geologische Tiefenlager als Entscheidungsfindung in 
komplexen soziotechnischen Systemen: Lehren aus internationalen Erfahrungen und Versuch einer 
ganzheitlichen Herangehensweise. Anhörung der Endlagerkommission, Paul-Loebe-Haus, Berlin, 
5.12.2014 

[71] Flüeler, T. (2006a): Von der Fachöffentlichkeit zum öffentlichen Diskurs. Schweizer Erfahrungen 
und Ansätze zu einem erweiterten Entscheidungsmodell. In: Hocke, P., Grunwald, A. (Hrsg.): Wohin 
mit dem radioaktiven Abfall? Perspektiven für eine sozialwissenschaftliche Endlagerforschung. Ge-
sellschaft – Technik – Umwelt. Neue Folge, 8. edition sigma, Berlin, S. 221-239 

[72] Regionalkonferenz Zürich Nordost (2017): Definitiver Gesamtbericht der Regionalkonferenz ZNO 
zur Etappe 2 des Sachplanverfahrens «Geologisches Tiefenlager». Kapitel 8.4, Unterbericht Prozess-
sicherhit Fachgruppe Sicherheit ZNO 

[73] Regionalkonferenz Nördlich Lägern (2020): Sicherheitstechnische Beurteilung der OFI-Standorte. 
Regionalkonferenz Nördlich Lägern, Fachgruppe Sicherheit. Version 1.19. 31. Januar 2020. Datei: 
Sicherheitstechnische Beurteilung der OFI-Standorte 20200131.docx. https://regionalkonferenz-
laegern.ch/wp-content/uploads/2019/12/Beilage-3_Stellungnahme_FG-Si.pdf 

[74] Oberholzer-Gee, F. (1998): Die Ökonomik des St. Florianprinzips. Warum wir keine Standorte für 
nukleare Endlager finden. Helbing & Lichtenhahn, Basel 

[75] Slovic, P., Flynn, J.H. Layman, M. (1991): Perceived risk, trust, and the politics of nuclear waste. 
Science. , 254, S. 1603-1607 

34 

https://en.wikipedia.org/wiki/Publics
https://regionalkonferenz-laegern.ch/wp-content/uploads/2019/12/Beilage-3_Stellungnahme_FG-Si.pdf
https://regionalkonferenz-laegern.ch/wp-content/uploads/2019/12/Beilage-3_Stellungnahme_FG-Si.pdf
https://dictionary.cambridge.org


[76] Sjöberg, L., Drottz-Sjöberg, B. M. (2001): Fairness, risk and risk tolerance in the siting of a nu-
clear waste repository. Risk Research, 4(1), S. 75-101 

[77] Freudenberg, W. R., Pastor, S. K. (1992): NIMBYs and LULUs: stalking the syndromes. Social 
Issues, 48(4), S. 39-61 

[78] Kemp, R. (1992): The politics of radioactive waste disposal. Manchester Univ. Press, Manches-
ter. S. 11 

[79] DAEF, Deutsche Arbeitsgemeinschaft Endlagerforschung (2021): „Lernendes Verfahren im 
Standortauswahlverfahren“: Empfehlungen und Angebote der Deutschen Arbeitsgemeinschaft End-
lagerforschung (DAEF). 9 S. https://www.endlagerforschung.de/publikationen.html 

[80] Flüeler, T. (2012): Reflections on reversibility and retrievability by an “intermediate” stakeholder. 
In: Reversibility and retrievability in planning for geological disposal of radioactive waste. Proceedings 
of the “R&R” international conference and dialogue. Nuclear Energy Agency NEA. Reims, 14-17 Dec, 
2010. OECD, Paris 

[81] Krütli, P., Flüeler, T., Stauffacher, M., Wiek, A., Scholz, R. W. (2010): Technical safety vs. public 
involvement? A case study on the unrealized project for the disposal of nuclear waste at Wellenberg 
(Switzerland). Journal of Integrative Environmental Sciences, 7(3), S. 229-244 

[82] Flüeler, T. (2009): Vergleich internationaler Sicherheitsanforderungen mit deutschen Sicherheits-
anforderungen an ein Endlager für wärmeentwickelnde radioaktive Abfälle. Gutachten im Auftrag des 
Bundesamts für Strahlenschutz (BfS). Hausen AG, Schweiz 

[83] Flüeler, T. (2005a): Kommentar zum Abschlussbericht von DBE u. a. (2005): „Untersuchung der 
Möglichkeiten und der sicherheitstechnischen Konsequenzen einer Option zur Rückholung einge-
lagerter Abfälle aus einem Endlager“. Workshop „Sicherheitstechnische Einzelfragen der Endlage-
rung“, 28./29.9.2005, Hannover. ETH Zürich, Zürich 

[84] Flüeler, T. (2004b): Stellungnahme zum Dokument „Grundsätze für die sichere Endlagerung. Die 
Sicherheitsphilosophie des Bundesamtes für Strahlenschutz“ (BfS-01/04). Gutachten für das BfS. ETH 
Zürich, Zürich 

[85] Kasperson, R. E., Derr, P., Kates, R. W. (1983): Confronting equity in radioactive waste manage-
ment: modest proposals for a socially just and acceptable program. In: Kasperson, R. E. (ed): Equity 
issues in radioactive waste management. Oelgeschlager, Gunn & Hain, Cambridge, S. 331-368, S. 
366 

[86] Posner, R. (1990): Das Drei-Kammer-System: Ein Weg zur demokratischen Organisation von kol-
lektivem Wissen und Gewissen über Jahrtausende. In: Posner, R. (Hrsg.): Warnungen an die ferne 
Zukunft. Atommüll als Kommunikationsproblem. Raben, München, S. 259-304, S. 

[87] A-Bulletin (1996): Das Modell von Flüh. Ein „Zukunftsrat als Dritte Parlamentskammer“. Nr. 383. 
29.2.1996, S. 1-5 

[88] Leggewie, C., Nanz, P. (2016): Die Konsultative. Mehr Demokratie durch Bürgerbeteiligung. 
Politik [749]. Klaus Wagenbach, Berlin 

[89] Brohmann, B. u. a. (2020): Konzepte und Maßnahmen zum Umgang mit soziotechnischen Her-
ausforderungen bei der Entsorgung radioaktiver Abfälle (SOTEC-radio). Arbeitsbericht zum Arbeits-
paket 5. Robuste Governance-Strukturen, Kohärenz und Institutionalisierung von Langzeitprozessen. 
Öko-Institut, Darmstadt; ITAS am KIT, Karlsruhe; FFU, Berlin. 

35 

https://www.endlagerforschung.de/publikationen.html


' ' 

Anhang: Entwicklung des Einbezugs von 
Öffentlichkeit 

Abbildung 7: „Lernkurve“ in Fragen der Öffentlichkeitsbeteiligung im Umgang mit radioaktiven Ab-
fällen und entsprechenden Forschungsvorhaben, unter Berücksichtigung von Akteurs-
einbezug („stakeholder involvement“), verschiedenen Entscheidungsmodellen („Bla-
sen“) und der Entwicklung der Risikoanalyse. Schematische Darstellung 

Quelle: Auszug aus Flüeler (im Druck, Kapitel 6) [12] nach Flüeler 2006 [16], erweitert. Internetseiten am 
18.10.2021 abgerufen 

“Learning curve” in participation with respect to radioactive waste governance and research consi-
dering stakeholder involvement, various decision paradigms (“bubbles”) and risk analysis perspec-
tives. The shape of the curve is merely indicative (after Flüeler 2006b, 198, extended) 
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ARGONA (2006-2009, EU-Euratom), Arenas for risk governance: “intends to demonstrate, thereby also testing 
the thesis, how participation and transparency can be implemented in nuclear waste management (nwm) pro-
grammes” 

CARL (2006-2007), Citizen-stakeholders, Agencies responsible for radioactive waste management [RWM], social 
science Research organizations, and Licensing and regulatory authorities. Belgium, Finland, Slovenia, Sweden, 
UK, (Canada): “platform for interaction and collaboration and for the exchange of experiences and ideas … to 
study (a) decision-making processes relating to RWM; (b) how those are affected by socio-political factors; and 
(c) how such processes can be developed to foster stakeholder involvement while meeting regulatory require-
ments” 

COWAM (2000-2003), Community Waste Management (EU-Euratom), comparison of decision-making processes 
at the local and regional community level in nuclear waste facility siting: “will establish a common understanding 
of what is at stake in waste facility [siting] decision-making processes at the local and regional community level, 
taking into account that the [siting] of a waste facility implies choices that are not only determined by scientific or 
technical options but by genuine political considerations of the relevant communities” 

COWAM 2 (2004-2006, EU-Euratom), Improving the governance of nuclear waste management and disposal in 
Europe: “… Better addressing and understanding societal expectations, needs and concerns as regards radio-
active waste decision making processes, notably at local and regional levels, taking advantage of the past and 
ongoing successful and unsuccessful experiences of RWM [Radioactive Waste Management] in the concerned 
European countries ... Developing best practices and benchmarking on practical and sustainable decision making 
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processes recognised as fair and equitable by the stakeholders involved at the local, national and European le-
vels as well as consistent on the short, medium and long term of RWM. Contributing to enable European societies 
to make actual progress in the governance of RWM, in order to reach practicable, accountable and sustainable 
decisions. COWAM 2 will aim at broad involvement of actors from civil society (with significant representation of 
local communities, elected representatives, and NGOs, as well as social and natural scientists from outside RWM 
institutions) together with the traditional actors in the field such as the implementers of RWM, the Public Authori-
ties, experts and waste producers. COWAM 2 specifically addresses the objectives of [Euratom] Work Pro-
gramme ‘to better understand what influences public acceptance and develop guidance for the improved govern-
ance of geological waste disposal’” (with several work packages, see references) 

COWAM In Practice (2007-2009, EU-Euratom), New governance approaches to radioactive waste management 
in Europe : Cowam in practice: “… to follow up and analyse five innovative national processes on RWM [Radio-
active Waste Management: France, Romania, Slovenia, Spain, UK] on the basis of COWAM 2 results with a view 
to support stakeholders, particularly local communities, directly in their engagement with their particular RWM 
programme(s) … and to capture the learning from that experience …. to develop best practices and guidance for 
the application (implementation and improvement) of new inclusive governance of RWM approaches in the EU25, 
including benchmarking on practical and sustainable decision making processes recognised as fair and equitable 
by the stakeholders on the short, medium and long term” 

CoRWM (2005-ongoing), UK Committee on Radioactive Waste Management, Managing our radioactive waste 
safely: at the outset engaged in a comprehensive dialogue with experts and stakeholders 

CRPPH (1998-2020, disbanded), NEA Committee on Radiological Protection and Public Health: “Engagement 
with stakeholders for regulatory changes or for preparing and implementing the decision making process in va-
rious situations, has been shown to be essential, but has not yet reached a consensus view as to how it should be 
understood, regulated, and implemented” 

EGPSI (2001-ongoing), NEA Expert Group on the Process of Stakeholder Involvement in Radiation Protection 
Decision Making 

EndFo (2020-ongoing), Radioactive Waste Management as a Socio-Technical Project, Germany: “The transfor-
mation of nuclear waste management and the associated interactions are systematically investigated using con-
cepts of technology assessment. The research group focuses on the societal project of realizing a repository for 
nuclear waste. It interprets this project and related policies as part of a ‘socio-technical transformation’ process” 

ENTRIA, Disposal Options for Radioactive Residues (2013-2018), Interdisciplinary Analyses and Development of 
Evaluation Principles, Germany: “contemplated the options for the disposal of high-level radioactive waste in Ger-
many and has established ties between disciplines that are far apart. With their work on ‘Governance between 
science and public protest’, researchers at ITAS have significantly contributed to the success of the interdiscipli-
nary and problem-oriented project” 

ETHOS, European Commission project (1996-1998): “pilot project to initiate a new approach for the rehabilitation 
of living conditions in the contaminated territories of the Republic” Belarus (after the Chernobyl accident of 1986) 

FSC (2000-ongoing), Forum on Stakeholder Confidence of the Nuclear Energy Agency, NEA: “fosters learning 
about stakeholder dialogue and ways to develop shared confidence, informed consent and acceptance of radio-
active waste (RW) management solutions” 

InSOTEC (2011-2014, EU-Euratom): “country reports, which aim to identify the most significant socio-technical 
challenges related to geological disposal of radioactive waste in the different countries (Belgium, Canada, Czech 
Republic, Finland, France, Germany, Hungary, Netherlands, Slovenia, Spain, Sweden, Switzerland, United King-
dom, United States of America)” 

IPPA (2011-2013, EU-Euratom), Implementing Public Participation Approaches in radioactive waste disposal: “es-
tablishment of arenas where different stakeholders can move forward together to increase their understanding of 
the issues involved in radioactive waste disposal and of their respective views”(Czech Republic, Poland, Roma-
nia, Slovenia and Slovakia) 

KASAM (1988), Swedish Consultative Committee for Nuclear Waste Management: Ethical aspects on nuclear 
waste 

RISCOM (II, 2000-2003), Enhancing transparency and public participation in nuclear waste management: “inte-
grates scientific, procedural, and organisational aspects for achieving trustworthy decision-making processes for 
public participation in nuclear waste management” 

TRUSTNET (1994-1998, European Commission), new perspective on risk governance: “to propose more cohe-
rent, comprehensive and equitable approaches for evaluating, comparing and managing health and environmen-
tal risks” 
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NWMO (2005-ongoing), Canadian Nuclear Waste Management Organization. Choosing a Way Forward: “NWMO 
has been engaged in a multi-year, community-driven process to identify a site where Canada’s used nuclear fuel 
can be safely contained and isolated in a deep geological repository …. The site selection process emerged 
through a two-year dialogue. It reflects the ideas, experience and best advice of a broad cross-section of Cana-
dians who shared their thoughts on what an open, transparent, fair and inclusive process for making this decision 
would include” 

Working in partnership (2018-ongoing), UK approach: “Communities will be right at the heart of the siting process 
for a GDF and a facility will be built where both a suitable site AND a willing community are selected” 

RK&M Records, Knowledge and Memory initiative (2011-2017), Nuclear Energy Agency, NEA: “encapsulated in 
how, through RK&M preservation, it may be possible to reduce the likelihood of inadvertent human intrusion and 
to support the capacities of future members of society to make their own informed decisions regarding a radio-
active waste repository after closure” 

SOTEC (2017-2020), Methods and measures to deal with socio-technical challenges in storage and disposal of 
radioactive waste, Germany: “also social science expertise, e.g. on the socio-technical dynamics especially during 
the site selection process, can be of great importance in the phase of preparation and realization of measures for 
radioactive waste disposal” 

SKB (-2020), Social research for the future, Swedish radioactive waste disposal implementer: “study the impact of 
the final repository project on the surrounding community and find out what the decision-making processes on 
such an important issue can look like …. Even though SKB considers that this research has helped to deepen 
understanding of the historical and economic aspects relating to the final disposal of nuclear waste as well as 
public opinion on the issue, it does not at the moment intend to fund new research programmes of the same kind” 

SKI/SSI, Espejo R, Gill A (1998) The systemic roles of SKI and SSI in the Swedish nuclear waste management 
system 

TRANSENS (2019-2024), Transdisciplinary Research on the Disposal of High-level Radioactive Waste in Ger-
many: “particularly concerned with questions of dialogue, equity, and ability to act in the site selection process 
launched in 2017. The challenging question of how to safely dispose radioactive waste cannot be solved by 
science alone. Social discourse and existing conflicts shape decision making in the site selection process for the 
underground repositrory, as do a number of technical challenges associated with the desired retrievability of the 
waste” 
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